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REPUBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM 
FÜR ARBEIT UND SOZIALES 

~l. 52.135/1-2/92 

An das 
Präsidium des 
Nationalrates 
Parlament 
1010 Wien 

L 

1010Wien.den 24. Jänner 1992 
Stubenring 1 

Telefon (0222)71100 

Telex 111145 oder 111780 

Telefax 7137995 oder 7139311 

DVR: 0017001 
P.S.K.Kto.Nr. 05070.004 

Auskunft 
Knöfler 

5Ge setze n tw ur!! 
Durchwahl 

ZL,,,41-GEI19 p.~ 
Datum 1. I !,U!./::'_!/it . ~ 

Betrifft: 

verteilt .". feh. 1992 1ß.~ Okt;J2/C 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Mutt~­
schutzgesetz 1979, das Eltern-Karenzurlaubsgesetz, 
das Hausbesorgergesetz und das Allgemeine Sozialver­
sicherungsgesetz geändert werden; 
Aussendung zur Stellungnahme 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales beehrt sich, ln 

der Anlage 25 Exemplare des Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Mutterschutzgesetz 1979, das Eltern-Karenzurlaubs­

gesetz, das Hausbesorgergesetz und das Allgemeine Sozialver­

sicherungsgesetz geändert werden, zur gefälligen Kenntnisnahme 

zu übermitteln. 

Als Frist für die Abgabe der Stellungnahme wurde der 15. April 

1992 festgesetzt. 

Anlagen 

Für den Bundesminister: 

K lei n 

Für die Richtigkeit 

der Aus~e~i~n ;' 
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Anlage zu Zl. 52.135/1-2/92 

E n t w u r f 

eines Bundesgesetzes, mit dem das Mutterschutzgesetz 1979, das 

Eltern-Karenzurlaubsgesetz, das Hausbesorgergesetz und das 

Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. 628/1991 und der Kundmachung BGBl. Nr. 

76/1990 wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 4 lautet: 

''(4) Werdende Mütter haben, sobald ihnen ihre Schwangerschaft 

bekannt ist, dem Dienstgeber hievon unter Bekanntgabe des 

voraussichtlichen Geburtstermines Mitteilung zu machen. 

Darüber hinaus sind sie verpflichtet, innerhalb der vierten 

Woche vor dem Beginn der Achtwochenfrist (Abs. I> den Dienst­

geber auf deren Beginn aufmerksam zu machen. Auf Verlangen 

des Dienstgebers haben werdende Mütter eine kassenärztliche 

Bescheinigung über das Bestehen der Schwangerschaft und den 

voraussichtlichen Zeitpunkt ihrer Entbindung vorzulegen. Bei 

einem vorzeitigen Ende der Schwangerschaft ist der Dienst.­

geber zu verständigen." 
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2. § 3 Abs. 6 lautet: 

"(6) Der Dienstgeber ist verpflichtet, unverzüglich nach 

Kenntnis von der Schwangerschaft einer Dienstnehmerin (Heim­

arbeiterin) oder, wenn er eine kassenärztliche Bescheinigung 

darüber verlangt hat (Abs. 4), unverzüglich nach Vorlage 

dieser Bescheinigung dem zuständigen Arbeitsinspektorat 

schriftlich Mitteilung zu machen. Hiebei sind Name, Alter, 

Tätigkeit und der Arbeitsplatz der werdenden Mutter sowie der 

voraussichtliche Geburtstermin anzugeben. Ist der Betrieb vorn 

Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion ausgenommen, so hat der 

Dienstgeber die Mitteilung über die Schwangerschaft einer 

Dienstnehmerin an die gern. § 35 Abs. 1 berufene Behörde zu 

richten. Eine Abschrift der Meldung an die Arbeitsinspektion 

oder die sonst berufene Behörde ist der Dienstnehmerin (Heim­

arbeiterin) vorn Dienstgeber zu übergeben. Ist ~n e~nemBe­

trieb eine eigene betriebsärztliche Betreuung eingerichtet, 

so hat der Dienstgeber auch den Leiter der betriebsärztlichen 

Betreuung über die Schwangerschaft einer Dienstnehmerin zu 

informieren." 

3. An § 3 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

"(7) Dienstgeber gemäß § 3 Abs. 2 des Arbeitskräfteüber­

lassungsgesetzes, BGBl. Nr. 196/1988, sind darüber hinaus 

verpflichtet, dem zuständigen Arbeitsinspektorat jeden 

Wechsel des Beschäftigers einer schwangeren Dienstnehmerin 

anzuzeigen." 

4. § 4 Abs. 2 Z 2, 4, 9 und 10 lautet: 

"2. Arbeiten, d~e von werdenden Müttern überwiegend im Stehen 

verrichtet werden müssen, sowie Arbeiten, die diesen in 

ihrer statischen Belastung gleichkommen, es sei denn, daß 

Sitzgelegenheiten zum kurzen Ausruhen benützt werden 
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können; nach Ablauf der 20. Schwangerschaftswoche alle 

derartigen Arbeiten, sofern sie länger als vier Stunden 

verrichtet werden, auch dann, wenn Sitzgelegenheiten zum 

kurzen Ausruhen benützt werden können; 

4. Arbeiten, bei denen werdende Mütter Einwirkungen von ge­

sundheitsgefährdenden Stoffen, gleich ob in festem, 

flüssigem, staub-, gas- oder dampfförmigem Zustand, ge­

sundheitsgefährdenden Strahlen oder schädlichen Einwir­

kungen von Hitze, Kälte oder Nässe ausgesetzt sind; 

9. Akkordarbeiten, akkordähnliche Arbeiten, Fließarbeiten mit 

vorgeschriebenem Arbeitstempo, leistungsbezogene Prämien­

arbeiten und sonstige Arbeiten, bei denen durch ge~ 

st~igertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden 

kann, wie beispielsweise Arbeiten, für die Entgelt ge­

bührt, das auf Arbeits(Persönlichkeitslbewertungsver­

fahren, statistischen Verfahren, Datenerfassunssverfahren, 

Kleinstzeitverfahren oder ähnlichen Entgeltfindungs­

methoden beruht, wenn die damit verbunderie Arbeitsleistung 

die Kräfte der werdenden Mutter übersteigt. Solche 

Arbeiten können im Einzelfall vom zuständigen Arbeitsin­

spektorat untersagt werden. Nach Ablauf der 20. Schwanger­

schaftswoche sind solche Arbeiten jedenfalls untersagt. 

10. Arbeiten, die von werdenden Müttern ständig im Sitzen 

verrichtet werden müssen, es sei denn, daß ihnen Gelegen­

heit zu kurzen Unterbrechungen ihrer Arbeit gegeben wird." 
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5. § 4 Abs. 5 lautet: 

"(5) Werdende Mütter dürfen mit Arbeiten, bei denen sie sich 

häufig übermäßig strecken oder beugen oder bei denen sie 

häufig hocken oder sich gebückt halten müssen, SOWle mit 

Arbeiten, bei denen der Körper übermäßigen Erschütterungen 

ausgesetzt ist oder bei denen die Dienstnehmerin sie be­

sonders belästigenden Gerüchen oder besonderen psychischen 

Belastungen ausgesetzt ist, nicht beschäftigt werden, wenn 

das Arbeitsinspektorat auf Antrag der Dienstnehmerin oder von 

Amts wegen entscheidet, daß diese Arbeiten für den Organismus 

der werdenden Mutter oder für das werdende Kind schädlich 

sind." 

6. Dem § 4 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

"(6) Werdende Mütter, die selbst nicht rauchen, dürfen, 

soweit es die Art des Betriebes oder die Betriebsorganisation 

gestattet, nicht an Arbeitsplätzen beschäftigt werden, bei 

denen sie der Einwirkung von Tabakrauch ausgesetzt werden. 

Gestattet die Betriebsorganisation keine räumliche Trennung, 

so hat der Dienstgeber durch geeignete Maßnahmen dafür Sorge 

zu tragen, daß andere Dienstnehmer, die im selben Raum Wle 

die werdende Mutter beschäftigt sind, dies~ nicht der Ein­

wirkung von Tabakrauch aussetzen." 

7. § 5 Abs. 1 lautet: 

"(1) Dienstnehmerinnen dürfen bis zum Ablauf von acht Wochen 

nach ihrer Entbindung nicht beschäftigt werden. Bei Früh­

geburten, Mehrlingsgeburten oder Kaiserschnittentbindungen 

beträgt diese Frist mindestens zwölf Wochen. Ist eine Ver­

kürzung der Achtwochenfrist (§ 3 Abs. 1) vor der Entbindung 

eingetreten, so verlängert sich die Schutzfrist nach der 

Entbindung mindestens im Ausmaß dieser Verkürzung, höchstens 

jedoch auf 16 Wochen." 
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8. § 5 Abs. 5 lautet: 

"(5) Wird dem Auftrag nach Abs. 4 nicht entsprochen, so hat 

das Arbeitsinspektorat bei der zuständigen Verwaltungsbehörde 

(§ 36) die Erlassung der erforderlichen Verfügung zu bean­

tragen. § 7 Abs. 3 des Arbeitsinspektionsgesetzes 1974, BGBl. 

Nr. 143, sowie § 9 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Ver­

kehrs-Arbeitsinspektion, BGBl. Nr. 100/1988, bleiben unbe­

rührt." 

9. § 8 samt überschrift lautet: 

"Verbot der Leistung von überstunden 

§ 8 Werdende oder stillende Mütter dürfen über die gesetzlich 

oder in einem Kollektivvertrag festgesetzte tägliche 

Normalarbeitszeit hinaus nicht beschäftigt werden. 

Keinesfalls darf die tägliche Arbeit~zeit neun Stunden, 

die wöchentliche Arbeitszeit 40 Stunden übersteigen." 

10. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

"S 10a (1) Der Ablauf eines auf bestimmte Zeit abge-. 

schloss~nen' Dienstverhältnisses wird von de~ Meldu~ 
I 

der Schwangerschaf bis zum Ablauf der Frist gern. ~~-

Abs. 1 gehemmt, es sei denn, daß die Befristung aus 

sachlich gerechtfertigten Gründen erfolgt oder ge-, 

setzlich vorgesehen i?t. 

(2) Eine sachliche Rechtfert{gung der Befristung 

liegt vor, wenn diese im Interesse der Dienst­

nehmerin, oder wenn das Dienstverhältnis für die 

Dauer der Vertretung an der Arbeitsleistung ver­

hinderter Dienstnehmer, zu Ausbildungszwecken, für 

die Zeit der Saison oder zur Erprobung abgeschlossen 
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wurde, wobei die Dauer der Erprobung in elnem ausge­

wogenen Verhältnis zur vorgesehenen Verwendung stehen 

muß. 

( 3) Der Ablauf der Kündigungsfrist einer vor Beginn 

der Schwangerschaft ausgesprochenen Kündigung wird 

von der Meldung der Schwangerschaft bis zum Ablauf 

der Frist gem. § 10 Abs. 1 gehemmt, wenn das Motiv 

für die Kündigung in der Umgehung der Fristenhemmung 

nach Abs. 1 liegt. 

(4) Im Rechtsstreit hat der Dienstgeher zu beweisen, 

daß für den Ausspruch der Kündigung nicht~ie Um­

gehung der Fristenhemmung sondern andere Gründe maß­

gebend waren. 

(S) Der Ablauf der Kündigungsfrist einer vor Beginn 

der Schwangerschaft durch den Dienstgeber ausge­

sprochenen Kündigung wird nicht gehemmt, wenn das 

Dienstverhältnis durch Kündig~ng rechtswirksam nur 

bei Vorliegen von Kündigungsgründen aufgelöst werden 

kann." 

11. Der 2. Halbsatz des § 11 lautet: 

"in dem ihr Dienstverhältnis nach den §§ 10 Abs. 1, 10a 

Abs. 1 und 3, 1S Abs. 4, 1Sa Abs. 1 Z 4, 1Sb Abs. Sund 

§ 1Sc Abs. 10 und den dafür sonst geltenden gesetzlichen 

oder vertraglichen Bestimmungen rechtsgültig beendet werden 

kann." 
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12. § 12 lautet: 

"§ 12 (1) Dienstnehmerinnen können während der Schwanger­

schaft und bis zum Ablauf von vier Monaten nach der 

Entbindung rechtswirksam nur nach vorheriger Zu­

stimmung des Gerichts entlassen werden. 

(2) Das Gericht darf die Zustimmung zur Entlassung nur 

erteilen, wenn die Dienstnehmerin 

1. die ihr aufgrund des Arbeitsverhältnisses obliegen­

den Pflichten schuldhaft gröblich verletzt, insbe­

sondere wenn sie ohne einen rechtmäßigen Hinde­

rungsgrund während einer den Umständen nach erheb­

lichen Zeit die Arbeitsleistung unterläßt; 

2. im Dienst un~reu ist oder sich in ihrer Tätigkeit 

ohne Wissen des Dienstgebers von dritten· Personen 

unberechtigt Vorteile zuwenden läßt; 

3. ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis verrät oder 

ohne Einwilligung des Dienstgebers ein der Verwen­

dung im Betrieb (Haushalt) abträgliches Nebenge­

schäft betreibt; 

4. sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen 

gegen den Dienstgeber, dessen im Betrieb (im Haus­

halt) tätige oder anwesende Familienangehörige oder . . 

Dienstnehmer des Betriebes -(Haushalts) zuschulden 

kommen läßt; 

5. sich einer gerichtlich strafbaren Handlung, die nur 

vorsätzlich begangen werden kann und mit einer mehr 

als einjährigen Freiheitsstrafe bedroht ist, oder 

einer mit Bereicherungsvorsatz begangenen gericht­

lich strafbaren Handlung schuldig macht. 

(3) In den Fällen des Abs. 2 Z 1 und 4 ist der durch 

die Schwangerschaft bzw. durch die Entbindung der 
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Dienstnehmerin bedingte außerordentliche Gemütszustand 

zu berücksichtigen. 

(4) In den Fällen des Abs. 2 Z 4 und 5 kann die Ent­

lassung der Dienstnehmerin gegen nachträgliche Ein­

holung der Zustimmung des Gerichts ausgesprochen 

werden. Weist das Gericht die Klage auf Zustimmung zur 

Entlassung ab, so ist die Entlassung rechtsunwirksam." 

13. § 14 Abs. 4 lautet: 

"(4) Die Dienstnehmerin behält den Anspruch auf sonstige, 

insbesondere einmalige Bezüge im Sinne des S 67 Abs. 1 des 

Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, l.ndeo 

Kalenderjahren, in die Zeiten des Bezuges von Wochengeld 

nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz fallen, in 

dem Ausmaß, das dem Teil des Kalenderjahres entspricht, in 

den keine derartigen Zeiten fallen." 

14. § 15 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

"Soweit sich Ansprüche nach der Dauer der Dienstzeit 

richten, sind Zeiten des Karenzurlaubes, während deren dos 

Dienstverhältnis bestanden hat, auf die Dauer der Dienstzeit 

anzurechnen." 

15. § 15 Abs. 4 lautet: 

"(4) Wird Karenzur)aub nach Abs. 1 gewährt, so erstreckt 

sich der Kündigungs- und Entlassungsschutz nach den §§ 10 

und 12 bis zum Ablauf von 20 Wochen nach Beendigung des 

Karenzurlaubes." 
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16. S 15a Abs. 1 Z 4 lautet: 

"4. Der Kündigungs~ und Entlassungsschutz gemäß den S§ 10 

und 12 endet 20 Wochen nach dem Ende des letzten Karenz­

urlaubes, spätestens jedoch 20 Wochen nach dem ersten 

Geburtstag des Kindes. Bei Inanspruchnahme eines Karenz­

urlaubes durch die Mutter im zweiten Lebensjahr des 

Kindes verlängert sich der Kündigungs- und Entlassungs­

schutz bis 20 Wochen nach Ende dieses Karenzurlaubes." 

17. S 15b Abs. 5 lautet: 

"(5) Hat die Dienstnehmerin auf Karenzurlaub zugunsten des 

Vaters verzichtet oder keine Teilzeitbeschäftigung verein­

bart, so beginnt der Kündigungs- und Entlassungsschutz gemäß 

den §S 10 und 12 bei Inanspruchnahme eines Karenzurlaubes 

oder einer Teilzeitbeschäftigung wegen Verhinderung des 

Vaters mit der Meldung und endet 20 Wochen nach Beendigung 

des Karenzurlaubes oder vier Wochen nach Beendigung der 

Teilzeitbeschäftigung." 

18. § 15c Abs. 1 lautet: 

"§ 15c (1) Die Dienstnehmerin kann im zweiten Lebensjahr des 

Kindes die Herabsetzung der Arbeitszeit 'um mindestens zwei 

Fünftel der gesetzlichen, in einem Kollektivvertrag fest­

gelegten oder vereinbarten Normalarbeitszeit in Anspruch 

nehmen, wenn ein Karenzurlaub nach diesem Bundesgesetz, dem 

EKUG oder gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften 

bis zum Ablauf des ersten Lebensjahres des Kindes in An­

spruch genommen wurde und im zweiten Lebensjahr des Kindes 

kein Karenzurlaub in Anspruch genommen wird." 
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dingungen antreten, es sei denn, der Dienstgeber hat bis 

spätestens vier Monate nach der Geburt des Kindes wegen 

Lage, Dauer oder Ausmaß der Teilzeitbeschäftigung die Klage 

beim Gericht eingebracht." 

21. S 15c Abs.10 lautet: 

"(10) Der Kündigungs- und Entlassungsschutz gemäß den SS 10 

und 12 endet vier Wochen nach Beendigung der Teilzeitbe­

schäftigung oder eines Rechtsstreites gemäi Abs. 7." 

22. § 15d entfällt. 

23. § 19 lautet: 

"§ 19 (1) § 3 Abs. 6 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß die 

Meldung über die Schwangerschaft einer Dienstnehmerin 

in Dienststellen des Bundes, auf die das Bundesbe­

diensteten-Schutzgesetz~ BGBl. Nr. 164/1977, anzu­

wenden ist, dem Arbeitsinspektorat zu übermitteln ist. 

(2) Das Arbeitsinspektorat hat dem Dienststellenleiter 

in den Angelegenheiten der §§ 4, 5 Abs. 4 und 9 Abs. 3 

Empfehlungen zu erteilen. § 6 des Bundesbediensteten­

Schutzgesetzes gilt sinngemäß." 

24. § 20 Abs. 4 lautet: 

"(4) § 10a Abs. 3 bis 5 ist nicht anzuwenden." 
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19. § 15c Abs. 3 bis 5 erhalten die Bezeichnung Abs. 2 bis 4. 

20. § 15c Abs. 5 bis 7 lautet: 

"(5) Die Dienstnehmerin hat ihrem Dienstgeber die Absicht, 

Teilzeitbeschäftigung in Anspruch zu nehmen, deren ge-
, 

wünschte Dauer und Lage sowie das gewünschte Ausmaß 

1. bei ausschließlicher Inanspruchnahme durch die Dienst­

nehmerin spätestens bis zum Ende der Frist nach § 5 

Abs. 1, 

2. bei Teilung der Teilzeitbeschäftigung mit dem Vater und 

bei gleichzeitiger Inanspruchnahme der Teilzeitbeschäfti­

gung beider glternteile spätestens vier Wochen nach der 

Entbindung, 

3. bei Annahme an Kindes statt oder übernahme in unentgelt­

liche Pflege (§ 15 Abs. 6) unverzüglich 

bekannt zugeben und dem Dienstgeber nachzuweisen, daß der 

Vater keinen Karenzurlaub im 2. Lebensjahr des Kindes in 

Anspruch nimmt. 

(6) Dauer, Lage und Ausmaß der TeilzeitbeEchäftigung ist 

zwischen dem Dienstgeber und der Dienstnehmerin unter Rück­

sichtnahme auf d"ie Kindesbetreuungsmöglichkeiten und die 

Erfordernisse des Betriebes zu vereinbaren. 

(7) Kommt eine Einigung zwischen dem Dienstgeber und der 

Dienstnehmerin nicht zustande; so sind in Betrieben, in 

denen ein für die Dienstnehmerin zuständiger Betriebsrat 

errichtet ist, die Verhandlungen unter Beiziehung des 

Betriebsrates fortzusetzen. Kommt auch dann zwischen dem 

Dienstgeber und der Dienstnehmerin keine Einigung zustande, 

oder besteht in dem Betrieb kein für die Dienstnehmerin 

zuständiger Betriebsrat, so kann die Dienstnehmerin die 

Teilzeitbeschäftigung zu den von ihr vorgeschlagenen Be-
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28. § 23 Abs. 2 entfällt. 

29. Die überschrift des Abschnittes IV lautet: 

"Sonderbestimmungen für die in privaten Haushalten beschäf­

tigten Dienstnehmerinnen, die in die Hausgemeinschaft aufge­

nommen sind." 

30. § 24 lautet: 

"§ 24 Abschnitt 11 gilt mit den in den §§ 25, 27, 29 und 30 

enthaltenen Abweichungen für Dienstnehmeri~~en,·die 

unter das Hausg~hilfen- und Hausangestelltengesetz, 

BGBl. Nr. 235/1962, fallen, in privaten Haushalten 

beschäftigt und in die Hausgemeinschaft des Dienst­

gebers aufgenommen sind." 

31. § 25 lautet: 

"§.25 Die §§ 7 (Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit), 16 

(Dienst/Werkswohnung) und 17 (Auflegen des Gesetzes) 

sind nicht anzuwenden. §" 15 (K-arenzurlaub) gilt unter 

der Voraussetzung, daß für die Dauer des Karenzurlaubes 

die Hausgemeinschaft aufgelöst wird." 

32. § 26 entfällt. 
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Dienstverhältnisses folgenden Tag bis zu dem Zeit­

punkt, ab dem Anspruch auf Wochengeld nach den Vor­

schriften des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

besteht. Die Sonderunterstützung gebührt auch, wenn 

das Dienstverhältnis mit Zustimmung des Gerichts vor 

dem im § 27 genannten Zeitraum durch den Dienstgeber 

gekündigt worden ist, durch vorzeitigen Austritt aus 

einem wichtigen Grund oder durch eine von der Dienst­

nehmerin nicht verschuldete Entlassung geendet hat, 

und zwar frühestens ab dem Beginn des sechsten Monats 

der Schwangerschaft. 

(2) Die Sonderunterstützung ist monatlich im nach­

hinein durch die nach dem Wohn- oder Aufenthal.tsort 

zuständige Krankenkasse auszuzahle~. Die für Leistun-

-gen aus der gesetzlichen Krankenversicherung geltenden 

Verfahrensvorschriften sind anzuwenden." 

36. § 35 Abs. 1 und 2 lautet: 

"(1) Die nach diesem Bundesgesetz den Arbeitsinspektoraten 

zustehenden Aufgaben und Befugnisse sind in den Betrieben, 

die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion, 

BGBl. Nr. 100/1988, unterliegen, vom Ver~ehis-Arbeits­

inspektorat, in den anderen vom Wirkungsb~reich der Arbeits­

inspektion ausgenommenen Betrieben, von den zur Wahrnehmung 

des Dienstnehmerschutzes sonst berufenen Behörden wahrzu­

nehmen. 

(2) Bescheide gem. § 6 Abs. 3 und § 7 Abs. 3 sind zu be­

fristen. Bescheide gem. § 6 Abs. 3 und § 7 Abs. 3 sind zu 

widerrufen oder abzuändern, wenn die Voraussetzungen nicht 

mehr vorliegen. über Beru!ungen gegen Bescheide der Arbeits­

inspektion entscheidet der Bundesminister für Arbeit und 
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25. § 21 lautet: 

"§ 21 Eine einvernehmliche Auflösung des Dienstverhältnisses 

während der Dauer des Kündigungsschutzes ist nur dann 

rechtswirksam, wenn sie schriftlich vereinbart wurde. 

Bei Minderjährigen muß dieser Vereinbarung eine Be­

scheinigung eines Gerichtes (§ 92 ASGG), der Personal­

vertretung oder des Betriebsrates beigeschlossen sein, 

aus der hervorgeht, daß die Dienstnehmerin über den 

Kündigungsschutz nach diesem Bundesgesetz belehrt. 

wurde." 

26. § 22 lautet: 

"§ 22 (1) § 12 ist nicht anzuwenden, wenn die Entlassung der 

Bediensteten durch das rechtskräftige Erk~nntnis einer 

auf grund gesetzlicher oder anderer dienstrechtlicher 

Vorschriften gebildeten Disziplinarkommission (Dis­

ziplinargericht) verfügt wird oder das Dierstverhält­

nis kraft Gesetzes erlischt. 

(2) Unbeschadet der in § 12 Abs. 2 angeführten Ent­

lassungsgründe kann das Gericht die Zustimmung zur 

Entlassung erteilen, wenn sich nachträglich heraus­

stellt, daß die Vertragsbedienstete die Aufnahme ir 

das Dienstverhältnis durch unwahre Angaben, ungültige 

Urkunden oder durch Verschweigen von Umständen er­

schlichen hat, die ihre Aufnahme nach den Bestimmungen 

des Vertragsbedienstetengesetzes oder anderer öster­

reichischer Rechtsvorschriften ausgeschlossen hätte." 

27. § 23 Abs. 1 lautet: 

"(1) § 15 Abs. 1a ist nicht anzuwenden." 
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33. § 27 lautet samt überschrift: 

"Kündigungsschutz 

§ 27 § 10 Abs. 1 und 2 gilt für Hausangestellte und Hausge­

hilfinnen für die zeit nach Ablauf des fünften Monats 

der Schwangerschaft bis zur Entbindung nicht. Während 

der Dauer des Kündigungsschutzes kann rechtswirksam 

gekündigt werden, wenn vorher die Zustimmung des 

Gerichts eingeholt worden ist. Die Zustimmung zur 

Kündigung ist nur dann zu erteilen, wenn der Dienst­

geber wegen Änderung seiner wirtschaftlichen Verhält­

nisse nicht in der Lage ist, eine Arbeitskraft im 

Haushalt zu beschäftigen, oder der Grund, der für ihre 

Beschäftigung maßgebend war, weggefallen ist, oder wenn 

sich die Dienstnehmerin in der Tagsatzung zur münd­

lichen Streitverhandlung nach Rechtsbelehrun~der 

Parteien durch den Vorsitzenden über den Kündigungs­

schutz nach diesem Bundesgesetz mit der Kündigung 

einverstanden erklärt. Eine entgegen diesen Vor­

schriften ausgesprochene Kündigung ist rechtsunwirk-

sam." 

34. § 28 entfällt. 

35. § 29 lautet: 

"§ 29 (1) Hausangestellte und Hausgehilfinnen, deren Dienst­

verhältnis in der Zeit nach Ablauf des fünften Monats 

der Schwangerschaft bis zur Entbindung durch Kündigung 

des Dienstgebers beendet worden ist, haben Anspruch 

auf eine Sonderunterstützung. Für die Ermittlung der 

Höhe der Sonderunterstützung sind die Vorschriften des 

§ 162 Abs. 3 und 4 des Allgemeinen Sozialver­

sicherungsgesetzes sinngemäß anzuwenden. Die Sonder­

unterstützung gebührt ab dem der Beendigung des 
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Soziales. Berufungen gegen Bescheide gern. § 4 Abs. 2 Z 9, 

Abs. 4 und 5, § 5 Abs. 4 und § 9 Abs. 3 kommt keine auf­

schiebende Wirkung zu." 

37. Der bisherige § 35 Abs. 3 entfällt. 

§ 35 Abs. 4 erhält die Bezeichnung Abs. 3. 

38. § 36 letzter Satz lautet: 

"Für Betriebe, die der bergbehördlichen Aufsicht unter­

stehen, ist zuständige Behörde die Berghauptmannschaft, für 

Betriebe, die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeits­

inspektion unter 1 i.egen, die gemäß § 20 des Verkehrsarbeits­

Inspektionsgesetzes zuständige Behörde, für Privathaushalte 

die Bezirksverwaltungsbehörde." 

39. § 37 Abs. 1 lautet: 

" (1 ) Dienstgeber oder deren Beyollmächtigte, die dem § 3 

Abs. 1, 3 und 6, § 4 Abs. 1 bis 3, 5 und 6, § 5 Abs. 1 

bis 3, §§ 6 bis 8, § 9 Abs. 1 und 2, § 17, § 31 Abs. 2, § 32 

oder einern Bescheid nach § 4 Abs. 2 Z 9 und Abs. 5, § 5 

Abs. 4, § 9 Abs. 3 und 4 zuwiderhandeln, sind, wenn die Tat 

nicht nach anderen Vorschriften mit strengerer strafe be­

droht ist, von der Bezirksverwaltungsbehörde (Berghauptmann­

schaft) mit einer Geldstrafe von S 1.000,-- bis S 25.000,--, 

im Wiederholungsfalle von S 3.000,-- bis S 50.000,-- zu 

bestrafen." 
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40. In § 39 Abs. 1 Z 4 lit. c ist der Ausdruck "Verkehrsarbeits­

inspektion" durch den Ausdruck "Verkehrs-Arbeitsinspektion" 

zu ersetzen. 

Artikel 11 

Das Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGBI. Nr. 651/1989, zuletzt 

geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 277/1991, wird wie 

folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4 lautet: 
r 

"Der Kandigungs- und Entlassungsschutz b~ginnt mit der Be­

kanntgabe eines Karenzurlaubes (§§ 4, 5 Abs. 4, 9), jedoch 

nicht vor Geburt des Kindes. Der Kündigungs- und Entlassungs­

schutz endet 

1. 20 Wochen 

a) nach dem E"nde eines Karenzur laubes oder 

b) nach Ablauf des letzten Karenzurlaubes, wenn der 

Karenzurlaub während des ersten Lebensjahres des Kindes 

geteilt wird, spätestens jedoch 20 Wochen nach Ablauf 

des ersten Lebensjahres des Kindes oder 

2. vier Wochen nach dem Ende einer Teilzeitbeschäftigung 

wegen Geburt eines Kindes oder 

3. für Karenzurlaube und Teilzeitbeschäftigungen, die infolge 

der Verhinderung einer in Karenzurlaub oder einer in Teil­

zeitbeschäftigung befindlichen Mutter in Anspruch genommen 

werden entsprechend den Fristen der Z 1 lit. a und 2." 
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2. § 6 Abs. 4 lautet: 

"(4) Die §§ 10 Abs. 3 bis 7, 12 Abs. 1, 2 und 4 und § 13 

MSchG, sowie für Heimarbeiter § 31 Abs. 3 MSchG sind anzu-

wenden." 

3. § 8 Abs. 1 lautet: 

"(1) Der männliche Arbeitnehmer kann im zweiten Lebensjahr 

des Kindes die Herabsetzung der Arbeitszeit um mindestens 

zwei Fünftel der gesetzlichen, in einem Kollektivvertrag 

festgelegten oder vereinbarten Normalarbeitszeitunter den 

Voraussetzungen der Abs. 5 bis 7 in Anspruch nehm~n~ wenn im 

zweiten Lebensjahr des Kindes kein Karenzurlaub in Anspruch 

genommen wird und 

1. ein Karenzurlaub nach diesem Bundesgesetz, dem MSchG 

oder gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften 

bis zum Ablauf des ersten ~ebensjahres des Kindes in 

Anspruch genommen wird oder 

2. die Mutter wegen selbständiger Erwerbstätig"kei t im 

ersten Lebensjahr des Kindes keinen Anspruch auf 

Karenzurlaub gehabt hat, jedoch infolge Erwerbstätig­

keit im zweiten Lebensjahr des Kindes an seiner Be­

treuung verhindert ist." 

4. § 8 Abs. 3 bis 5 erhalten die Bezeichnung Abs. 2 bis 4. 

5. § 8 Abs. 5 bis 7 lautet: 

"(5) Der Arbeitnehmer hat seinem Arbeitgeber die Absicht, 

Teilzeitbeschäftigung in Anspruch zu nehmen, deren gewünschte 

Dauer und Lage sowie das gewünschte Ausmaß 
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1. spätestens vier Wochen nach der Geburt, 

2. bei Annahme an Kindes Statt oder übernahme in unentgelt­

liche Pflege (§ 2 Abs. 2) unverzüglich 

bekanntzugeben und dem Arbeitgeber nachzuweisen, daß die 

Mutter keinen Karenzurlaub in Anspruch nimmt. 

(6) Dauer, Lage und Ausmaß der Teilzeitbeschäftigung ist 

zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer unter Rück­

sichtnahme auf die Kindesbetreuungsmöglichkeiten und die 

Erfordernisse des Betriebes zu vereinbaren. 

(7) Kommt eine Einigung zwischen dem Arbeitgeber und dem 

Arbeitnehmer nicht zustande, so sind in Betri~be~i ~ri denen 

ein für den Arbeitnehmer zuständiger Betri~bsrat errichtet 

ist, die Verhandlungen unter Beiziehung des Betriebsrates 

fortzusetzen. Kommt auch dann zwischen dem Arbeitgebet und' 

dem Arbeitnehmer keine Einigung zustande, oder besteht in dem 

Betrieb kein für den Arbeitnehmer zuständiger Betriebsrat, so 

kann der Arbeitnehmer die Teilzeitbeschäftigung zu den von 

ihm vorgeschlagenen Bedingungen antreten, es sei denn, der 

Arbeitgeber hat bis spätestens vier Monate nach der Geburt 

des Kindes wegen Lage, Dauer oder Ausmaß der Teilzeitbeschäf­

tigung die Klage beim Gericht eingebracht.~ 

6. § 8 Abs. 10 lautet: 

"(10) Der Kündigungs- und Entlassungsschutz beginnt mit der 

Erklärung, Teilzeitbeschäftigung in Anspruch nehmen zu 

wollen, jedoch nicht vor Geburt des Kindes und endet vier 

Wochen nach Beendigung der Teilzeitbeschäftigung. § 6 Abs. 3 

dieses Bundesgesetzes und die §§ 10 Abs. 3 bis 7, 12 Abs. 1, 

2 und 4 und § 13 MSchG, sowie für Heimarbeiter § 31 Abs. 3 

MSchG sind anzuwenden. Die Bestimmungen über den Kündigungs-
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und Entlassungsschutz gelten auch während eines Rechts­

streites nach Abs. 7." 

7. § 9 entfällt. 

8. Der Einleitungssatz zu § 10 Abs. 7 lautet: 

"(7) § 8 Abs. 6, 7 und 10 letzter Satz ist auf Bundesbeamte, 

Landeslehrer (§ 1 LDG 1984) und land- und forstwirtschaft­

liche Landeslehrer (§ 1 LLDG 1985) nicht anzuwenden." 

9. § 10 Abs. 7 Z 4 lautet: 

"4. Im § 8 Abs. 10 sind die Verweisungen auf die §§ 10 Abs. ~ 

bis 7, 12 Abs. 1, 2 und 4 und § 13 MSchG mit den Änderun­

gen anzuwenden, die sich aus den §§ 20 bis 22 MSchG 

ergeben." 

10. § 10 Abs. 9 Z 2 lautet: 

"2. im § 8 Abs. 10 die Verweisung auf die §§ 10 Abs. 3 

bis 7, 12 Abs. 1, 2 und 4 und § 13 MSchG mit den 

Änderungen anzuwenden sind, die sich aus den §§ 20 

bis 22 MSchG ergeben." 
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Artikel rrr 

Das Bundesgesetz vorn 11. Dezember 1969, BGBl. Nr. 16/1970, über 

den Dienstvertrag der Hausbesorger (Hausbesorgergesetz) in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 55/1985 wird geändert wie 

folgt: 

1. § 14b Abs. 1 lautet: 

"(1) Für die Dauer der Beschäftigungsverbote gern. § 3 Abs. 1 

und 3 und des § 5 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes, BGBl •. 

Nr. 221/1979, und eines Karenzurlaubes gern. den §§ 15, 15a 

und 15b MSchG und den §§ 2 und 5 des Eltern-Karenzurlaubsge­

setzes (EKUG), BGBl. Nr. 651/1989, entfällt der Entgeltan­

spruch nach §§ 7 und 12 und der Anspruch auf Materialkosten­

ersatz' gemäß § 8." 

2. §17 Abs. 3 lautet: 

"(3) Für die Dauer der Beschäftigungsverbote gern. §§ 3 bis 5 

MSchG und des Karenzurlaubes (§§ 15, 15a und 15b MSchG und 

§§ 2 und 5 EKUG1, der Freistellung nach § 117 ArbVG und der 

erweiterten Bildungsfreistellung nach § 119 ArbVG hat der 

Hauseigentümer auf seine Kosten für eine ~ertretung zu 

sorgen. Der Anspruch des Hausbesorgers auf Beibehaltung der 

Dienstwohnung bleibt unberührt. Vereinbarungen mit dem Haus­

besorger für Zeiten des Karenzurlaubes, der Freistellung nach 

§ 117 ArbVG und der erweiterten Bildungsfreistellung nach 

§ 119 ArbVG über Tätigkeiten, die mit der Dienstwohnung in 

unmittelbarem Zusammenhang stehen, sind zulässig." 
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Artikel IV 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, BGBI. Nr. 189/1955, 

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 676/1991 wird 

geändert wie folgt: 

§ 5 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

"Eine Beschäftigung, die in den in Betracht kommenden Zeitab­

schnitten ein die obigen Ansätze nicht übersteigendes Entgelt 

ergibt, weil infolge Arbeitsmangels im Betrieb die sonst übliche 

Zahl von Arbeitsstunden nicht erreicht wird (Kurzarbeit), gilt 

nicht als geringfügig; ferner gilt eine Beschäftigung als Haus­

besorger im Sinne des Hausbesorgergesetzes, BGBl. Nr. 16/1970, 

nicht als geringfügig, außer für die Dauer der Beschäftigungs­

verbote gemäß §§ 3 und 5 des Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 

221/1979, und eines Karenzurlaubes gemäß den §§ 15, ISa und 15b 

des Mutterschutzgesetzes und den §§ 2 und 5 Eltern-Karenz­

urlaubsgesetzes (EKUG), BGBl. Nr. 651/1989, bei Anspruch auf 

Wochengeld bzw. auf Karenzurlaubsgeld gemäß den §§ 26 und 26a 

des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609." 

Artikel V 

Inkrafttreten 

Dieses Bundesgesetz tritt am •••••••••••••..•••..• in Kraft. 
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Vor b 1 a t t 

Problemstellung: 

Die Entlassung werdender Mütter ist anders als die Kündigung 

nicht an eine Zustimmung des Gerichtes gebunden. Es besteht kein 

Rechtsanspruch auf Teilzeitbeschäftigung. 

Die Sonderbestimmungen für Hausgehilfen gelten auch für die 

nicht in die Hausgemeinschaft aufgenommenen Hausgehilfinnen. 

Hausbesorgerinnen haben während der Schutzfristen selbst für 

eine Vertretung zu sorgen. 

Zielsetzung und Inhalt: 

Bindung der Entlassung a~ die Zustimmung des Gerichtes; Er­

gänzung der Beschäftigungsverbote. Schaffung eines Rechtsan­

spruches auf Teilzeitbeschäftigung. Verbesserung der Rechts­

stellung der Hausgehilfinnen und Hausbesorgerinnen. 

Alternativen: 

Keine 

Kosten: 

Dem Bund werden durch die Novelle keine Mehrausgaben erwachsen. 

Vereinbarkeit mit EG-Recht: 

Bezüglich des Mutterschutzes bestehen keine EG-Richtlinien. 
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E r 1 ä u t e run gen 

Allgemeiner Teil 

Seit vielen Jahren werden von den verschiedensten Frauenorgani­

sationen Forderungen nach einer Verbesserung des Mutterschutz­

gesetzes erhoben. Insbesondere wurde immer wieder auf das 

Problem des Abschlusses befristeter Dienstverhältnisse hinge­

wiesen, in deren Folge werdende Mütter Anspruch auf Wochengeld 

und Karenzurlaubsgeld verlieren. Durch das Karenzurlaubs­

erweiterungsgesetz, BGBl. Nr. 408/1990, wurde diese Problematik 

in Form einer sozialversicherungsrechtlichen Lösllng weitgehend 

entschärft. Anders als bei anderen besonders geschütz~en 

Personen ist derzeit die Entlassung der unter das Mutter~chutz­

gesetz fallenden Frauen nicht an eine gerichtl{ch~ Zustim~ung 

gebunden. 

Der Entwurf hat diesen Forderungen Rechnung tragend die Ent­

lassung an die Zustimmung des Arbeits- und Sozialgerichtes 

gebunden. 

Änderungen geringfügiger Art sind bei den Schwangerschafts­

meldungen vorgesehen. Einige Beschäftigungsverbote bei schwerer 

oder schädlicher Arbeit wurden überarbeitet und geändert. In' 

Hinkunft soll die werdende Mutter auch vor der Einwirkung' von 

Tabakrauch geschütz~ werden. 

Es wird ein Rechtsanspruch auf Teilzeitbeschäftigung im Anschluß 

an den Karenzurlaub geschaffen. 

Im Bereich der Dienststellen des Bundes sollen die Schwanger­

schaftsmeldungen künftig der Arbeitsinspektion zugehen, um diese 

in die Lage zu versetzen, in bestimmten Mutterschutzangelegen­

heiten Empfehlungen an den Dienststellenleiter zu erteilen. 
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termines, ihrer persönlichen Daten und der Tätigkeit, die die 

Arbeitnehmerin an ihrem Arbeitsplatz zu verrichten hat, infor­

mieren. 

Der Begriff "Arbeitsplatz" wird im § 6 Abs. 7 des Arbeitnehmer­

schutzgesetzes sowie im § 48 der Allgemeinen Arbeitnehmerschutz­

verordnung verwendet. Eine Definition des "ständigen Arbeits­

platzes" erfolgt durch § 1 Z 2 der Allgemeinen Arbeitnehmer­

schutzverordnung. Eine Definition im Mutterschutzgesetz er­

scheint entbehrlich. In der Meldung ist der Arbeitsplatz ledig­

lich anzugeben, nicht aber zu beschreiben. Der Arbeitgeber wird 

mit dieser Bestimmung nicht verpflichtet, die am Arbeitsplatz 

auftretenden Belastungen der Arbeitsinspektion mitzuteilen. Es 

geht vielmehr darum, die Arbeitsinspektion darüber zu infor­

mieren, wo die Arbeitnehmerin beschäftigt ist, z.B. in welcher 

Filiale, in welchem Betriebsteil etc. 

Damit wird der Arbeitsinspektion eine gezielte Vorber~itun9der 

Erhebungstätigkeit ermöglicht. Die Arbeitsinspektion kann du~ch 

eine Vorbeurteilung der Meldungen eine Dringlichkeitsreihung 

vornehmen. 

Die Verpflichtung der Arbeitnehmerin zur Meldung der Schwanger­

schaft an den Betriebsrat, wie sie der zur Begutachtung ausge­

sendete Ministerialentwurf enthielt, wurde aus mehreren Gründen 

fallengelassen. Gemäß § 37 Abs. 2 ArbVG kann die schwangere 

Arbeitnehmerin ihre Schwangerschaft dem Betriebsrat bekannt­

geben. Bei Verletzung der im Ministerialentwurf vorg~sehenen 

Verpflichtung bestand keine Sanktion. Außerdem hat die Arbeit­

nehmerin keinen Rechtsanspruch auf ein Tätigwerden des Betriebs­

rates. Gemäß § 91 Abs. 1 ArbVG ist der Arbeitgeber verpflichtet, 

dem Betriebsrat Auskünfte über Angelegenheiten, die die gesund­

heitlichen Interessen der Arbeitnehmerin berühren, zu erteilen. 

Da der Betriebsrat gemäß § 89 Z 3 ArbVG zur überwachung der 

Arbeitnehmerschutzvorschriften verpflichtet ist, muß er vom 

Arbeitgeber von einer Schwangerschaft verständigt werden. 

Ist es der werdenden Mutter nicht möglich, bereits mit der 

Meldung der Schwangerschaft den Geburtstermin bekannt zugeben -
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Die Regelungen über die Entlassung und die einvernehmliche 

Lösung des Dienstverhältnisses Minderjähriger wurden weitgehend 

an die für private Arbeitsverhältnisse geltenden Regelungen 

angepaßt. 

Jene Hausgehilfinnen und Hausangestellten, die nicht in die 

Hausgemeinschaft des Arbeitgebers aufgenommen sind, werden in 

Hinkunft unter den 11. Abschnitt des MSchG und nicht mehr unter 

die Sonderbestimmungen für Hausgehilfinnen fallen, was ihre 

Rechtsstellung im Falle der Mutterschaft wesentlich verbessert. 

Eine weitere Verbesserung betrifft die Vertreterbestellung von 

Hausbesorgerinnen. 

Die Zuständigkeit des Bundes ergibt sich aus Art. 10 Abs.l Z 11 

und 16, Art. 14 Abs. 2, Art. 14a Abs. 3 lit. bund Art. 21 

Abs. 2 B-VG. 

Zu Artikel I: 

Zu Z 1 und 2 (§ 3 Abs. 4 und 6): 

Nach bisher geltendem Recht hat eine werdende Mutter ihrem 

Arbeitgeber lediglich das Bestehen elner Schwangerschaft zu 

melden. 

Da jedoch gern. § 4 einzelne Tätigkeiten wie Arbeiten im stehen 

oder Akkordarbeiten ab einem bestimmten Zeitpunkt der Schwanger­

schaft nur mehr eingeschränkt zulässig oder verboten sind, ist 

es erforderlich, daß sowohl der Arbeitgeber als auch die 

Arbeitsinspektion den voraussichtlichen Geburtstermin kennen. 

Die Arbeitnehmerin wird daher verpflichtet, dem Arbeitgeber 

diesen Termin bekanntzugeben. Der Arbeitgeber wiederum muß die 

Arbeitsinspektion unverzüglich von der Schwangerschaft der 

betreffenden Arbeitnehmerin unter Bekanntgabe des Geburts-
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was sehr selten vorkommt -, so muß sie dann, wenn sie den Termin 

weiß, die Meldung wiederholen. Der Arbeitgeber hat diesfalls 

elne neuerliche Meldung an die Arbeitsinspektion zu übermitteln. 

Dies ist deshalb erforderlich, da eine Reihe der Beschäftigungs­

verbote vom Beginn der Schwangerschaft an, andere ab einer be­

stimmten Schwangerschaftswoche gelten. 

Damit die Arbeitnehmerin sicher sein kann, daß die Arbeits­

inspektion verständigt wurde, wird der Arbeitgeber verpflichtet, 

ihr eine Kopie d~r Meldung auszuhändigen. 

Eine Verpflichtung des Arbeitgebers, dem gegebenenfalls be­

stellten Leiter des betriebsärztlichen Dienstes von einer 

Schwangerschaft Mitteilung zu machen, besteht derzeit nur in­

direkt aufgrund des Tätigkeitskataloges für die betriebsärzt­

liche Betreuung, der im Arbeitnehmerschutzgesetz festgelegt ist. 

Eine solche Mitteilung ist aber durchaus im Sinne einer effi~ 

zienten gesundheitlichen Betreuung von schwangeren Dienst­

nehmerinnen. Der Arbeitgeber wird zur Mitteilung jedoch nur dann 

verpflichtet, wenn im Betrieb ein eigener betriebsärztlicher 

Dienst besteht. 

Zu Z 3 (§ 3 Abs. 7): 

Nach den bisherigen Erfahrungen mit dem Arbeitskräfteüber­

lassungsgesetz ist bei überlassung einer schwangeren Arbeit­

nehmerin eine Kontrolle des Arbeitsplatzes nur nach zeitrauben­

den Rückfragen durch die Arbeitsinspektion möglich. Leiharbeits­

firmen sollen daher verpflichtet werden, bei Änderung des Be­

schäftigerbetriebes dies der Arbeitsinspektion zu melden. 
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Zu Z 4 (§ 4 Abs. 2): 

Abs. 2 Z 2 und 9: 

Die VO vom 1.12.1986 über die Festlegung der ärztlichen Unter­

suchungen zur Erlangung der erhöhten Geburtenbeihilfe und der 

Sonderzahlung sowie über den Mutter-Kind-Paß, BGBl. Nr. 663, 

geht von der Schwangerschaftswoche und nicht vom Schwanger­

schaftsmonat aus, wobei unter Schwangerschaftsmonaten nicht 

Kalendermonate sondern Lunarmonate verstanden werden und somit 

ein Schwangerschaftsmonat 4 Wochen umfaßt. Aus medizinischer 

Sicht umfaßt daher eine Schwangerschaft 10 Lunarmonate. 

Auch die Schutzfristen werden in Wochen berechnet. Da auch die 

Schwangerschaftsbestätigungen die Schwangerschaftwoche aus­

weisen, kam es bei der Umrechnung in Monate in vieleti Fällen zu 

Unklarheiten. Aus Gründen der terminologischen Anpassung und 

leichteren Berechnung des Zeitpunktes der Beschäftigu~gsverbote 

wird nunmehr auch in § 4 Abs. 2 Z 2 und 9 von Schwangerschafts­

wochen gesprochen. 

Eine solche Auslegung erscheint auch nach dem Sinn der Beschäf­

tigungsverbote naheliegend, da es für die Frage der Gefährdung 

der Arbeitnehmerin oder des werdenden Kindes nicht darauf an­

kommen kann, ob ein Monat 28 oder 31 Tage hat. 

Abs. 2 Z 4: 

Nach der derzeitigen Praxis und der übereinstimmenden Auslegung 

wird das Beschäftigungsverbot bei jeder Einwirkung von gesund­

heitsgefährdenden Stoffen, Strahlen, Staub, Gasen und Dämpfen 

wirksam, so daß sich der Hinweis auf "schädliche" Einwirkungen 

erübrigt. Bei Hitze, Kälte oder Nässe soll weiterhin darauf 

abgestellt werden, daß es sich um schädliche Einwirkungen 

handelt. 

Dieses Beschäftigungsverbot ist - in Analogie zu § 2 Abs. 1 

und 3 der Verordnung über die gesundheitliche Eignung von 

Arbeitnehmern für bestimmte Tätigkeiten, BGBl. Nr. 39/1974 - so 

zu verstehen, daß diese Bestimmung nicht zur Anwendung kommt, 
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wenn die gesundheitsgefährdenden Stoffe in einer Apparatur so 

erzeugt, bearbeitet, verwendet oder so gelagert werden, daß das 

Entweichen dieser Stoffe in den Arbeitsraum während des normalen 

Arbeitsvorganges unmöglich ist. Kommen diese Stoffe bzw. die 

sonstigen schädigenden Einwirkungen in so geringem Ausmaß zur 

Einwirkung oder werden die werdenden Mütter aushilfsweise und 

nur so kurzzeitig beschäftigt, daß eine Schädigung der Gesund­

heit von werdender Mutter oder werdendem Kind nicht zu erwarten 

ist, so findet diese Bestimmung gleichfalls keine Anwendung. 

Abs. 2 Z 9: 

Diese Bestimmung ist im wesentlichen geltendes Recht. Als 

Kriterium für die Entscheidung des Arbeitsinspektorates kommt 

wohl nur in Betracht, ob diese Arbeiten nach der Art des 

Arbeitsvorganges für die werdende Mutter oder für das werdende 

Kind schädlich sind <siehe Generalklausel des § 4 Abs. 1). Die 

Umstellung der Z 9 erfolgte aus Gründen der.Klarstellung. 

Die im § 4 Abs. 2 Z 9 letzter Halbsatz (alt) genannten Arbeiten 

sind bereits vorn Beginn der Schwangerschaft an verboten, wenn 

die damit verbundene Arbeitsleistung die Kräfte der werdenden 

Mutter übersteigt. 

Abs. 2 Z 10: 

Ständiges Sitzen bedingt elne Zwangshaltung. J~de Zwangshaltung 

führt zur Erstarrung sowie zur übermüdung der Gelenke und der 

Muskulatur. Die mit einer Zwangshaltung verbundenen Belastungen 

wirken sich bei Schwangeren aufgrund der schwangerschaftsbe­

dingten körperlichen Veränderungen besonders gravierend aus. 

Schwangeren muß die Möglichkeit geboten werden, öfters aufzu­

stehen und herumzugehen. Da bereits mit Beginn der Schwanger­

schaft eine hormonelle Umstellung sowie eine Belastung des 

Venen- und des Kreislaufsystems gegeben sind, soll das Beschäf­

tigungsverbot während der gesamten Schwangerschaft gelten. 
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Dieses nunmehr neu geschaffene Beschäftigungsverbot soll den 

Arbeitgeber verpflichten, schwangere Arbeitnehmerinnen, deren 

Tätigkeit ein ständiges Sitzen verlangt, in gewissen zeitlichen 

Abständen von dieser Tätigkeit abzuziehen. Solche Tätigkeiten, 

bei denen die Arbeitnehmerin die Arbeit nicht von sich aus 

unterbrechen kann, sind z.B. Arbeiten an Monitoren und sonstigen 

Bildschirmarbeitsplätzen, an Maschinen, Mikroskopen oder als 

Kassierin. Läßt es der Arbeitsablauf zu, daß die Arbeitnehmerin 

immer wieder aufstehen kann, wie etwa bei Büroarbeiten, so liegt 

kein Beschäftigungsverbot vor. § 2 Abs. 3 des Mutterschutz­

gesetzes der BRD verpflichtet ebenfalls den Arbeitgeber, einer 

schwangeren Arbeitnehmerin, die mit Arbeiten beschäftigt ist, 

bei denen sie ständig sitzen muß, Gelegenheit zu kurzen Unter­

brechungen ihrer Arbeit zu geben. 

Zu Z 5 (§ 4 Abs. 5): 

Gerüche, die von Nichtschwangeren aber auch von der schwangeren 

Dienstnehmerin vor und nach ihrer Schwangerschaft als nicht 

belästigend empfunden werden, können infolge der schwanger­

schaftsbedingten physiologischen Umstellu·ng des weiblichen 

Organismus zu einer unerträglichen Belastung führen. Wenn unan­

genehme Gerüche zu starkem Erbrechen mit Gewichtsabnahme führen, 

ist dies ein Fall für eine Freistellung aufgrun~ des Zeugnisses 

eines Amts- oder Arbeitsinspektionsarztes nach § 3 Abs. 3. In 

weniger gravierenden Fällen soll nunmehr im Einzelfall da~ 

Arbeitsinspektorat ~ntscheiden, ob die Schwangere an diesem 

Arbeitsplatz einer solchen Geruchsbelästigung ausgesetzt ist. 

Die Schwangerschaft stellt eine körperliche und psychische 

Streßsituation dar. Wenn dazu noch ein besonderer Arbeitsstreß 

kommt, soll die Arbeitsinspektion im Einzelfall die Möglichkeit 

haben einzuschreiten. Das Verbot, werdende Mütter mit Arbeiten, 

bei denen sie besonderen psychischen Belastungen ausgesetzt 

sind, zu beschäftigen, ist aus den Erfahrungen der Praxis der 

Arbeitsinspektion erflossen und stellt legistisches Neuland dar. 
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Es soll deshalb auch erst dann zum Tragen kommen, wenn das 

Arbeitsinspektorat auf Antrag der Dienstnehmerin oder von Amts 

wegen dementsprechend entscheidet. Klar ist, daß sich die be­

sondere psychische Belastung aus der Art der Tätigkeit ergeben 

muß und die individuelle Befindlichkeit der werdenden Mutter 

nicht allein ausschlaggebend sein kann. Bei arbeitsbedingten 

Belastungen wie Streß und Gerüchen kommt eine Freistellung nach 

§ 3 Abs. 3 nicht in Betracht, sofern sich nicht der Gesundheits­

zustand der Schwangeren (z.B. infolge ständigen Erbrechens) so 

verschlechtert, daß die Weiterbeschäftigung eine Gefahr für 

Leben oder Gesundheit von Mutter oder Kind darstellt. Um einer 

solchen Gefahr vorzubeugen, wurde Abs. 5 erweitert. 

Zu Z 6 (§ 4 Abs. 6): 

Gemäß § 6 Abs. 7 ANSchG sind organisatorische Maßnahmen zu 

treffen, um Nichtraucher vor den Einwirkungen von Tabakrauch zu 

schützen, da Passivrauchen erwiesenermaßen gesundheitsgefährdend 

ist. 

Durch zahlreiche wissenschaftliche Untersuchungen ist belegt, 

daß im Tabakrauch eine Unzahl von krebserregenden und sonstigen 

toxischen stoffen enthalten ist - wenn auch jeweils in geringen 

Mengen -, wobei im sogenannten Nebenstromrauch, dem Passiv­

raucher ausgesetzt sind, verhältnismäßig mehr kanzerogene Stoffe 

als im Hauptstromrauch enthalten sind. Neben der gesundheit­

lichen Gefährdung bildet der Tabakrauch auch eine Belästigungs­

quelle durch den intensiven Geruch und seine Reizwirkung auf die 

Schleimhäute der Augen und der oberen Atemwege bis hin zu 

allergischen Erscheinungen. Es erscheint daher dringend geraten, 

geeignete Schutzmaßnahmen und Schutzvorschriften zum Schutz der 

Passivraucher vor der Einwirkung von Tabakrauch einzuführen. 

Ganz besonders gilt dies für die werdende Mutter und ihr unge­

borenes Kind. 

Der Arbeitgeber wird durch diese Regelung verpflichtet, organi­

satorische Maßnahmen zu treffen, um Schwangere bei ihrer Tätig-
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keit vor der Einwirkung von Rauch zu schützen. Das heißt, der 

Arbeitgeber muß dort, wo es ihm möglich ist, die Schwangere 

räumlich von den rauchenden Arbeitskollegen trennen. Der Arbeit­

geber ist verpflichtet, auch in jenen Fällen, wo eine räumliche 

Trennung von rauchenden Mitarbeitern nicht möglich ist, Maß­

nahmen zu setzen und gegenüber diesen ein Rauchverbot auszu­

sprechen. Wenn die Art des Betriebes aber eine solche ist, daß 

der Arbeitgeber keinen Einfluß auf die Rauchgewohnheiten der 

Kunden hat (z.B. Gastgewerbe, Friseurbetrieb etc), wird das 

geltende Recht beibehalten. 

Zu Z 7 (§ 5 Abs. 1): 

Gemäß §§ 3 Abs. 1 und 5 Abs. 1 dauert die schutzfrist und damit 

der Wochengeldbezug vor und nach der Entbindung im Normalfall 

insgesamt 16 Wochen. Bei Frühgeburten, Mehrlingsgeburten und 

Kaiserschnittentbindungen, auch wenn sie zwischen der 36. und 

40. Schwangerschaftswoche erfolgen, bleibt jedenfalls die 

12-wöchige Schutzfrist nach der Entbindung gewahrt. Erfolgt die 

Geburt vor der Schutzfrist (7-Monats-Kind) bzw. zwjschen Beginn 

der Schutzfrist und 4 Wochen vor dem voraussichtlichen Geburts­

termin, verlängert sich zwar die Schutzfrist nach der Geburt, 

höchstens jedoch auf 12 Wochen. Dies wurde von jenen Frauen, die 

davon betroffen sind, als sozialpolitisch verfehlte Regelung 

empfunden, da gerade sie die Problemfälle darstellen, etwa im 

Hinblick auf ihre eigene angegriffene Gesundheit oder die be­

sondere Pflegebedürftigkeit von extremen Frühgeburten, insbe­

sondere wenn es sich um Mehrlinge handelt. Der Entwurf sieht 

daher nunmehr für alle Fälle der Verkürzung der Schutzfrist vor 

der Entbindung ebenso wie für den Normalfall eine Insgesamtdauer 

von 16 Wochen vor, um auch diese besonders gravierenden Fälle 

nicht schlechter zu behandeln als die Normalfälle. 
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Zu Z 8 (§ 5 Abs. 5): 

Z 8 ist geltendes Recht ergänzt um ein Zitat betreffend die § 7 

Abs. 3 ArbIG entsprechende Regelung des VArbIG. 

Zu Z 9 (§ 8): 

Das geltende Recht sieht zwar eine Begrenzung der Wochenarbeits­

zeit, aber keine eigene Begrenzung der Tagesarbeitszeit vor. Es 

stellt bei der täglichen Arbeitszeit auf das Gesetz bzw. den 

Kollektivvertrag ab. Das bedeutet aber, daß z.B. bei Einarb~iten 

in Verbindung mit Feiertagen gern. § 4 Abs. 3 AZG eine tägliche 

Arbeitszeit von 10 Stunden zulässig ist. Auch in manchen Kollek­

tivverträgen, insbesondere bei Arbeitsbereitschaft bzw~ für 

Personen, die nicht unter das AZG fallen, wird eine längere 

tägliche Normalarbeitszeit zugelassen, was aus arbeits-medi­

zinischen Gründen abzulehnen ist. 

Gerade für werdende Mütter ist besonders auf den biologischen 

Tag-Nacht-Rhythmus Rücksicht zu nehmen. 

Optimale Lösung wäre eine Beschränkung der Tagesarbeitszeit mit 

acht Stunden. Dies würde aber in der Praxis vor allem in Be­

trieben mit Freitag-Frühschluß zu großen Problemen führen. Eine 

Begrenzung der Tagesarbeitszeit mit neun Stunden stellt daher 

einen Komprorniß dar, der auf die betrieblichen Erfordernisse 

Bedacht nimmt. 

Die tägliche zur Verfügung stehende Gesamtzeit teilt sich in 

Arbeitszeit, gebundene Freizeit (Haushalt etc), effektive Frei­

zeit (die tatsächlich zur Erholung zur Verfügung steht) und 

Schlafenszeit. Wird die Tagesarbeitszeit verlängert, so geht 

dies, wie eine überschlagsmäßige Berechnung leicht nachweisen 

läßt - insbesondere im Falle einer berufstätigen Frau und 

Familienmutter - auf Kosten der effektiven Freizeit, d.h. ihrer 

Erholzeit, schließlich auf Kosten der Schlafenszeit. Dies wäre 

insbesondere für Schwangere nicht akzeptabel. Es erscheint daher 

erforderlich, im Mutterschutzgesetz auch die Tdgesarbeitszeit zu 
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begrenzen. Eine Begrenzung auf acht Stunden täglich wäre opti­

mal, auf neun stunden vertretbar. 

Entsprechend den Vorstellungen, die bei den Diskussionen über 

die Flexibilisierung der Arbeitszeit geäußert wurden, wird 

nunmehr für werdende und stillende Mütter eine tägliche Höchst­

grenze der Arbeitszeit mit neun stunden festgesetzt. 

Die Höchstgrenze der wöchentlichen Arbeitszeit wurde mit 

40 Stunden belassen. Daraus ergibt sich, daß bei einer durch 

Kollektivvertrag verkürzten ~rbeitszeit die Schwangere Mehr­

arbeit bis zu 40 stunden leisten darf. Insoweit war auch die 

überschrift zu § 8 zu ändern, weil die bisherige überschrift zu 

widersprüchlichen Auslegungen führen könnte. 

Zu Z 10 (§ 10a): 

Abs. 1: Zur Umgehung des Mutterschutzes werden immer häufiger 

mit jungen Frauen befristete Arbeitsverträge abgeschlossen, was 

dazu führt, daß diese Frauen infolge Zeitablaufs des Arbeitsver­

hältnisses und Nichterlangung eines neuen Arbeitsplatzes bei 

Schwangerschaft eine Reihe von Ansprüchen verlieren. Um diesen 

Verlust des Arbeitsplatzes sowie der Ansprüche auf Wochengeld 

und Karenzurlaubsgeld zu verhindern, wird nunmehr für befristete 

Arbeitsverhältnisse, deren Befristung sachlich nicht gerecht­

fertigt war, eine Ablaufhemmung wie im-Falle der Hemmung des 

Ablaufes der Beschäftigungsbewilligung für Ausländerinnen.ge­

troffen. Bei gesetzlichen Befristungen wie etwa gern. § 29 Abs. 3 

Schauspielergesetz, §§ 174 Abs. 1, 175 Abs. 1 BDG (Universi­

täts(Hochschul)assistenten), §§ 51 Abs. 1, 52 VBG (Vertrags­

assistenten) und 57 (Mitarbeiter im Lehrbetrieb an Universitäten 

(Hochschulen)) soll eine Ablaufhemmung jedoch nicht eintreten. 

Abs. 2 trifft eine demonstrative Aufzählung jener Gründe, die 

den Abschluß eines befristeten Arbeitsverhältnisses rechtferti-

gen. 
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Abs. 3: Mit dieser Regelung soll erreicht werden, daß nicht in 

Umgehung der Ablaufhemmung für befristete Dienstverhältnisse 

unbefristete Dienstverhältnisse abgeschlossen werden, die in der 

Folge mit langen Kündigungsfristen aufgekündigt werden. Man wird 

daher in jenen Fällen, in denen eine Kündigung mit einer 

längeren als der gesetzlich oder kollektivvertraglich festge­

legten Kündigungsfrist ausgesprochen wird, prüfen müssen, ob 

zwischen der Dauer des Arbeitsverhältnisses und der Länge der 

Kündigungsfrist ein ausgewogenes Verhältnis besteht. Bei einern 

Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit, das z.B. nach einem 

Monat mit einer fünfmonatigen Kündigungsfrist aufgekündigt wird, 

liegt die Vermutung nahe, daß dies in Umgehung des Kündigungs­

schutzes geschieht. 

Abs. 4: Für den Fall des Rechtsstreites wird eine Beweislast­

umkehr vorgesehen. Die Arbeitnehmerin, die auf den aufrecht~n 

Bestand ihres Arbeitsverhältnisses klagt, wird oft nicht in der 

Lage sein zu beweisen, daß ihre Kündigung nur deshalb ausge~ 

sprochen wurde, weil sie während der Kündigungsfrist schwanger 

werden könnte. In diesem Fall hat der Arbeitgeber den Beweis zu 

erbringen, daß kein Umgehungsmotiv der Kündigung zugrunde liegt. 

Abs. 5: In jenen Fällen, wo Gesetz (VBG, Hausbesorgergesetz, 

§ 121 ArbVG), Koll~ktivvertrag oder Einzelvereinbarung Kundi­

gungen an bestimmte Gründen binden, soll der Ablauf der Kündi­

gungsfrist nicht gehemmt werden, da in diesen Bereichen eine 

freie Kündbarkeit nicht besteht. 

Zu Z 11 (§ 11): 

Infolge Inkrafttretens des Eltern-Karenzurlaubsgesetzes (EKUG) 

mit 1.1.1990 und des Karenzurlaubserweiterungsgesetzes mit 

1.7.1991 wurden einige neue Bestimmungen geschaffen, die den 

Kündigungs- und Entlassungsschutz betreffen. Aus Gründen der 

Rechtsklarheit werden diese nun im § 11 aufgezählt. 
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Zu Z 12 (§ 12): 

Abs. 1: Anders als beim Entlassungsschutz für Mitglieder der 

Belegschaftsvertretung und Präsenz- und Zivildienstleistende ist 

der Entlassungsschutz nach dem MSchG nach g.R. in das materielle 

Recht eingebaut. Das Arbeitsverhältnis bleibt zwar bei einer 

ungerechtfertigten Entlassung aufrecht, die Arbeitnehmerin muß 

jedoch, um ihre Rechte geltend zu machen, selbst bei Gericht 

eine Klage einbringen. Diese Ungleichbehandlung ist für die 

betroffenen Frauen nicht einsichtig. 

Im Sinne einer Vereinheitlichung der Bestimmungen über den 

Entlassungsschutz besonders geschützter Personengruppen wird 

daher der Entlassungsschutz nach dem MSchG dem ArbVG bzw. dem 

APSG angeglichen. Das Gericht darf die Zustimmung zur Entlassung 

jedoch nur dann erteilen, wenn dem Arbeitgeber dieWe~terbe­

schäftigung nicht zumutbar ist. 

Abs. 2: Z 1 wurde etwas moderner gefaßt, insbesondere wurde die 

Verleitung zum Ungehorsam anderer Dienstnehmer nicht mehr aufge­

nommen. Dieser Tatbestand entfällt nicht als Entlassungsgrund, 

sondern ist unter die Dienstpflichtverletzung gern. Z 1 zu sub­

sumieren. 

Die Z 2, 3 und 5 entsprechen dem geltenden Recht. 

Z 4 wurde § 122 Abs. 1 Z 5 ArbVG nachgebildet. 

Der in § 12 Abs. 1 Z 6 (alt) enthaltene Ent~assungsgrund der. 

Trunksucht wurde Wle im ArbVG und im APSG-Entwurf nicht mehr 

aufgenommen, weil es sich bei der Trunksucht um eine Pflichtver­

letzung oder allenfalls um eine Krankheit handelt. 

Im übrigen konnte keine Entscheidung aufgefunden werden, die die 

Entlassung einer werdenden Mutter wegen Trunksucht betroffen 

hätte. 

Abs. 3: entspricht dem geltenden Recht (§ 12 Abs. 2 alt). 
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Abs. 4: Diese Bestimmung wurde § 122 Abs. 3 ArbVG nachgebildet. 

Bei Tätlichkeiten, erheblichen Ehrverletzungen und bei Begehung 

von Straftaten durch die werdende Mutter soll auch eine nach­

trägliche Zustimmung des Gerichts zur Entlassung möglich sein. 

Zu Z 13 (§ 14 Abs. 4): 

Enthält eine Zitatberichtigung betreffend das Einkommensteuer­

gesetz. 

Zu Z 14 (§ 15 Abs. 2): 

Die Zeiten jedes Präsenzdienstes werden nach "geltendem Recht für 

Ansprüche, die sich nach der Dauer der Dienstzeit richten, 

angerechnet (Zeitsoldat bis zu 15 Jahren). Nach dem APSG~Entwurf 

wird diese Anrechnung auf den ordentlichen Präsenz- und Zivil­

dienst und einige außerordentliche Präsenzdienste eingeschränkt. 

Die Ungleichbehandlung zwischen Präsenzdienern und Eltern im 

Karenzurlaub ist sozialpolitisch nicht gerechtfertigt. Im 

übrigen gilt auch die Zeit des Karenzurlaubes gern. § 227 Abs. 1 

Z 4 ASVG als Ersatzzeit für die Pensionsversicherung. Di~ 

Frauenorganisationen haben daher seit vielen Jahren die Forde­

rung nach Anrechnung der Karenzurlaube erhoben. 

Der Entwurf sieht daher eine Anrechnung der Zeiten von Karenz­

urlauben für alle dienstzeitabhängigen Ansprüche vor. 

Zu den Z 15 (§ 15 Abs. 4), 16 (§ 15a Abs. 1 Z 4) und 17 (§ 15b 

Abs. 5): 

Gemäß § 14 Abs. 2 AIVG ist bei jeder weiteren Inanspruchnahme 

des Arbeitslosengeldes eine Anwartschaft von 20 Wochen in den 

letzten zwölf Monaten zu erfüllen. Es werden d~her im Mutter-
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schutzgesetz die Zeiträume des Kündigungsschutzes nach Beendi­

gung des Karenzurlaubes auf 20 Wochen verlängert, um der Arbeit­

nehmerin bei allfälliger Kündigung durch den Arbeitgeber das 

Arbeitslosengeld zu sichern. Weiters soll durch den verlängerten 

Kündigungsschutzzeitraum die Wiedereingliederung in den Betrieb 

erleichtert werden, um Kündigungen zu vermeiden. 

Zu Z 18 bis 21 (§ 15c): 

Mit dieser Regelung wird ein Rechtsanspruch der Arbeitnehmerin 

auf Teilzeitbeschäftigung im Anschluß an einen Karenzurlaub im 

ersten Lebensjahr des Kindes geschaffen. Die Arbeitnehmerin muß 

ihrem Arbeitgeber ihren Teilzeitbeschäftigungswunsch innerhalb 

der bisher geltenden Fristen bekanntgeben. Erfolgtdi~ Teilzeit­

beschäftigung nur durch einen Elternteil oder durch b~ide . 

Elternteile nacheinander, kann sie bis zum dritten Geburtstag 

des Kindes ausgedehnt werden. Nehmen beide Elternteile Teilzeit­

beschäftigung gemeinsam, so endet die Teilzeitbeschäftigung mit 

dem zweiten Geburtstag des Kindes. 

Anders als nach geltendem Recht ist nunmehr auch die Teilzeitbe­

schäftigung dann möglich, wenn vor der Geburt nicht in Vollzeit 

gearbeitet wurde. 

Hinsichtlich Lage, Dauer und Ausmaß ist eine Interessenabwägung 

vorzunehmen. Die Regelung ist § 4 Abs. 4 Urlaubsgesetz nachge­

bildet. 

Der Kündigungs- und Entlassungsschutz endet vier Wochen nach dem 

Ende der Teilzeitbeschäftigung. 

Zu Z 22 (§ 15d): 

Im Hinblick auf die Schaffung des Rechtsanspruches auf Teilzeit­

beschäftigung ist die Notwendigkeit einer späteren Geltend­

machung eines ersatzweisen Karenzurlaubes bei Ablehnung der 

Teilzeitbeschäftigung weggefallen. 
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Zu Z 23 (§ 19): 

Zum Entfall des bisherigen § 19: 

Für Arbeitnehmerinnen, die unter den Abschnitt 11 des Gesetzes 

fallen, besteht ein Beschäftigungsverbot gern. § 4 Abs. 2 Z 2 für 

Arbeiten, die überwiegend im Stehen verrichtet werden müssen. 

Für Arbeitnehmerinnen, die unter § 19 fallen, wird für den 

Eintritt des Beschäftigungsverbotes ständiges Stehen verlangt. 

Die Erläuterungen (871 dB, XIV. GP) führen hiezu aus, daß da­

durch eine Angleichung an bereits für Land- und Forstarbeiter 

geltende diesbezügliche Vorschriften erfolgt. Die Erläuterungen 

gehen insofern ins Leere, als weder das Landarbeitsgesetz als 

Grundsatzgesetz noch die überwiegende Zahl der Landarbeitsord­

nungen für das Beschäftigungsverbot "ständiges Stehen" ver­

langen. Lediglich die Landarbeitsordnungen für Wien (S· 96- Abs. 2 

Z 2) und für Kärnten (§ 107 Abs. 2 lit. b) verlangen ~ständiges 

Stehen" als Kriterium für das Beschäftigungsverbot. Es scheint 

also dem Gesetzgeber ein Fehler unterlaufen zu sein, als er eine 

verschlechternde Anpassung an einige wenige Bestimmungen vor­

nahm. 

Zu Abs. 1: Der Arbeitsinspektion kommt im Bereich der Dienst­

stellen des Bundes keine Behördenfunktion zu. In Zukunft soll 

jedoch die Arbeitsinspektion auch die Arbeitsplätze schwangerer 

Dienstnehmerinnen in Dienststellen des Bundes besichtigen 

können, um bei Feststellung von Mängeln dem Dienststellenleiter 

Empfehlungen geben zu können. Aus diesem Grund ist es erforder­

lich, daß die Arbeitsinspektion die Meldungen über die 

Schwangerschaft erhält. 

Zu Abs. 2: In folgenden Angelegenheiten soll die Arbeits­

inspektion das Recht zur Erteilung von Empfehlungen erhalten: 

§ 4 Feststellung von schweren oder schädlichen Arbeiten, 

§ 5 Abs. 4 Empfehlung von Maßnahmen nach der Schutzfrist, 
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wenn die Dienstnehmerin noch nicht voll leistungsfähig ist 

und 

§ 9 Abs. 3 Empfehlung betreffend die Stillzeiten. 

Die sinngemäße Anwendung von § 6 BSG bewirkt, daß der Arbeits­

inspektor die Dienststelle, in der die Schwangere beschäftigt 

ist, betreten und besichtigen kann. Dem Dienststellenleiter und 

dem Personalvertreter steht es frei, den Arbeitsinspektor bei 

der überprüfung zu begleiten. Der Arbeitsinspektor kann vom 

Dienststellenleiter, dem Perionalvertreter sowie der Dienst­

nehmerin Auskünfte verlangen, die mit der überprüfung im Zu­

sammenhang stehen. Die genannten Personen sind verpflichtet, dem 

Arbeitsinspektor die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforder­

lichen Auskünfte zu geben. 

Zu Z 24 (§ 20 Abs. 4): 

Im Bereich des öffentlichen Dienstes sind Kündigungen mit langer 

Frist zur Umgehung des Mutterschutzgesetzes nicht zu erwarten. 

Allfällige Mißbräuche können im Weisungsweg abgestellt werden. 

In übrigen gibt es 1m öffentlichen Dienst grundsätzlich keine 

freie Kündbarkeit. 

Zu Z 25 (§ 21): 

Nach bisher geltendem Recht ist die Rechtsbelehrung minder­

jähriger Vertragsbediensteter über den Kündigungsschutz vom 

Vertreter des Dienstgebers vorzunehmen. Eine Belehrung durch den 

an einer Auflösung des Dienstverhältnisses interessierten Ver­

treter des Dienstgebers scheint jedoch dem Zweck der Belehrung 

zuwider zu laufen. 

Der Entwurf sieht nunmehr vor, daß minderjährige Vertragsbe­

dienstete entweder vom Arbeits- und Sozialgericht (§ 92 ASGG) 

oder von der Personalvertretung oder vom Betriebsrat vor einer 
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einvernehmlichen Lösung ihres Arbeitsverhältnisses belehrt 

werden müssen. Eine Belehrung durch die Personal vertretung 

erscheint im Bereich des Bundes auch im Hinblick auf § 9 Abs. 1 

lit. i PVG geboten, wonach der Dienststellenausschuß bei der 

einverständlichen Auflösung von Dienstverhältnissen ein Mit­

wirkungsrecht hat. 

Zu Z 26 (§ 22): 

§ 22 Abs. 1 und 2 des geltenden Rechts betrifft nur Vertragsbe­

dienstete. Diese müssen, wenn die Entlassung ungerechtfertigt 

war, binnen 4 Wochen ab dem Ausspruch der Entlassung bei Gericht 

die Klage auf Recht~unwirksamkeit der Entlassung einbrin~en, 

während im privatwirtschaftlichen Bereich die Klage an keine 

Frist gebunden ist. Der Entwurf sieht nunmehr ebensowi~ das mit· 

1. Jänner 1992 in Kraft getretene neue Arbeitsplatz-Siche­

rungsgesetz vor, Entlassungen gem. § 12 an die vorherige Zu­

stimmung des Gerichtes zur Entlassung zu binden. Damit klafft 

die Schere zwischen einer Entlassung in der Privatwirtschaft 

und im Bereich des öffentlichen Dienstes noch weiter aus­

einander. Diese unterschiedliche Behandlung erscheint sachlich 

nicht gerechtfertigt und daher verfassungsrechtli~h bed~nklich. 

Der Entwurf sieht daher nunmehr auch für Entlassungen von. Ver­

tragsbediensteten eine vorherige gerichtliche Zustimmung vor. 

Lediglich in jenen Fällen, in denen Disziplinarerkenntnisse vor­

liegen, bedarf es keiner gerichtlichen Zuständigkeit (Abs. 1). 

Zu Abs. 2: Mit diesem zusätzlichen für den öffentlichen Dienst 

erforderlichen Entlassungsgrund soll sichergestellt werden, daß 

eine Entlassung gerechtfertigt ist, wenn die Dienstnehmerin nach 

den dienstrechtlichen Vorschriften nicht aufgenommen hätte 

werden dürfen. 
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Zu Z 27 und 28 (§ 23): 

Abs. 1 und 2: 

§ 15 Abs. 2 dritter Satz sah vor, daß Zeiten des Karenzurlaubes 

für dienstzeitabhängige Ansprüche nicht anzurechnen sind. Nun­

mehr sollen diese Zeiten jedoch angerechnet werden. Der Hinweis 

auf § 15 Abs. 2 letzter Satz in § 23 Abs. 1 ist daher ebenso zu 

streichen wie § 23 Abs. 2, der eigene Regelungen für die An­

rechnung des Karenzurlaubes auf Ansprüche, die sich nach der 

Dauer der Dienstzeit richten, vorsah. Im übrighen wird auf § 29b 

Abs. 7 VBG und § 10 Abs. 1 Z 3 letzter Satz Gehaltsgesetz ver-

wiesen. 

Zu Z 29 und 30 (überschrift und § 24): 

Unter privaten Haushalten sind nur solche von physischen 

Personen zu verstehen. Bisher galten die Sonderbesti~mungen für 

Hausgehilfinnen und Hausangestellte in privaten Haushalten 

unabhängig davon, ob sie in die Hausgemeinschaft aufgenommen 

sind. Von den Betroffenen wird es als gleichheitswidrig ange­

sehen, daß z.B. der Kündigungsschutz im g~werblichen Bereich 

unabhängig von der wöchentlichen Arbeitszeit gilt, während 

Hausgehilfinnen, die weniger als 20 Stunden (also 2.B. 

19 Stunden) beschäftigt sind, überhaupt keinen Kündigungsschutz 

haben und Hausgehilfinnen, die über 20 Stunden wöchentlich 

beschäftigt sind, nach Ablauf des fünften Schwangerschaftsmonats . 

frei gekündigt werden können. Diese unterschiedliche Behandlung 

gegenüber anderen Arbeitnehmergruppen läßt sich bei den in die 

Hausgemeinschaft aufgenommenen noch mit dem engen Zusammenleben 

innerhalb der Familiengemeinschaft des Arbeitgebers begründen, 

nicht jedoch bei jenen, die nicht im Familienverband leben. 

Der Entwurf nimmt daher jene Hausgehilfinnen, die nicht in die 

Hausgemeinschaft aufgenommen sind, aus den Sonderbestimmungen 

für Hausgehilfinnen aus und unterstellt sie dem 11. Abschnitt 

dieses Bundesgesetzes. Damit wird auch ein Schritt in Richtung 

der Erfüllung von Art. 8 Abs. 2 der Europäischen Sozialcharta 

getan. 
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Für jene Hausgehilfinnen, die in die Hausgemeinschaft aufge­

nommen sind, bleibt es hinsichtlich des Kündigungsschutzes beim 

geltenden Recht. 

Zu Z 31 (§ 25): 

§ 25 zählt jene Bestimmungen auf, die auf Hausgehilfinnen, die 

in die Hausgemeinschaft aufgenommen sind, nicht anzuwenden sind. 

Das sind die Regelungen über die Sonn- und Feiertagsarbeit, die 

Werkswohnung und das Auflegen des Gesetzes. Gegenüber dem 

geltenden Recht ergeben sich folgende Änderungen: 

1. § 8 findet Anwendung. Werdende und stillende· Mütter dürfen 

daher pro Woche nicht mehr als 40 Stunden beschäftigt werden. 

Die Arbeitszeit gern. § 5 (1) Z 1 HG HAG (100 bzw. 110 stunden 

in zwei Wochen) findet keine Anwendung. 

2. § 9 wird nunmehr angewendet, weil § 26 zur Gänze entfällt 

(siehe Erl. zu § 26). § 26 enthielt auch Regelungen über die 

Stillpausen. Gerade Mütter, die in die Hausgemeinschaft 

aufgenommen sind, benötigen jedoch nicht so lange Still­

pausen, wie sie gern. § 26 vorgesehen waren. Die Stillpausen 

gern. § 9 reichen aus. 

3. § 14 wird angewendet. 

Bisher galt § 14 (Entgeltfortzahlung) für Hausgehilfinnen 

nicht, obwohl die §§ 3 bis 6 galten. Dies bedeutet, daß eine 

Hausgehilfin, die gewisse schwere Arbeiten (§ 4) nicht mehr 

leisten darf, einen Lohnausfall hat, während alle übrigen 

unter das MSchG fallenden Arbeitnehmerinnen bei Änderung der 

Beschäftigung ihr Entgelt weiter erhalten. 

Gemäß den Mindestlohntarifen für Hausgehilfen und Hausange­

stellte erhalten Hausgehilfinnen, die regelmäßig Chauffeur-
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tätigkeiten leisten, einen 25%-igen Zuschlag zu den monat­

lichen Bruttobarlöhnen. Gemäß § 4 Abs. 2 Z 7 ist aber die 

Beschäftigung auf Beförderungsmitteln verboten. Da § 14 keine 

Anwendung fand, verlor die schwangere Hausgehilfin diesen 

Entgeltbestandteil. 

4. Hausgehilfinnen hatten bisher keinen Anspruch auf Karenz­

urlaub, obwohl sie bei Beendigung ihres Dienstverhältnisses 

Anspruch auf Karenzurlaubsgeld haben. Diese Regelung wurde 

insbesondere bei nicht in die Hausgemeinschaft aufgenommenen 

Hausgehilfinnen als äußerst unbefriedigend empfunden. Um aber 

auch den in die Hausgemeinschaft aufgenommenen Dienst­

nehmerinnen den Arbeitsplatz zu erhalten, wird nunmehr vorge­

sehen, daß bei Auflösung des gemeinsamen Haushaltes bis 

längstens zum 1. Geburtstag des Kindes ein Rechtsanspruch auf 

Karenzurlaub besteht. 

Zu Z 32 (Entfall des § 26): 

Das Hausgehilfengesetz vorn 26.2.1920, StGBI. Nr. 101, enthielt 

keine Regelungen über die Arbeitszeit sondern lediglich solche 

über Ruhezeiten, wobei unter dem Begriff "Ruhezeit" sowohl die 

Nachtruhe als auch die Pausen verstanden wurden. Diese Pausen 

wurden durch die Stammfassung des MSchG im Jahre 1957 für 

werdende und stillende Mütter um 2 bzw. 2 1/2 Stunden ver­

längert. Das Hausgehilfengesetz vorn 23.7.1962, BGBI. Nr. 235, 

sah jedoch für Hausgehilfen neben den Ruhezeiten auch eine 

Höchstarbeitszeit vor, wobei lediglich die Wochenarbeitszeit, 

nicht jedoch die tägliche Arbeitszeit begrenzt wurde. 

Gemäß § 5 Abs. 3 HG HAG ist die tägliche Arbeitszeit von in die 

Hausgemeinschaft aufgenommenen Dienstnehmerinnen durch Ruhe­

paus~n von insgesamt mindestens drei Stunden zu unterbrechen. 

Eine Verlängerung d~eser Pallden um zwei Stunden für werdende 

Mütter durch die Pausen nach dem MSchG führt zu tiLerlangen 

"Einsatzzeiten" der Hausgehilfin. Diese nur hi~torisch ~rklär-
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bare Pausenregelung für werdende Mütter wird nunmehr fallenge­

lassen. Da für stillende Hausgehilfinnen, die in die Hausgemein­

schaft aufgenommen sind, die Pausenregelung des § 5 Abs. 3 HGHAG 

zuzüglich der Stillpausenregelung des § 9 MSchG gilt, kann § 26 

zur Gänze entfallen. 

Zu Z 33 (§ 27): 

Nach der Entwurfsfassung wird in Abschnitt 11 keine Unter­

scheidung hinsichtlich der Anwendung von Bestimmungen nach der 

Dauer der Arbeitszeit festgelegt. Daher entfällt § 24 Z 2. Es 

war daher das Zitat zu berichtigen. 

§ 27 Abs. 2 in der geltenden Fassung stimmt wörtlich mit § 10 

Abs. 6 überein. § 10 Abs. 6 findet auf Hausgehilfinneri An­

wendung. Daher konnte § 27 Abs. 2 entfallen. 

Zu Z34 (Entfall des S 28): 

§ 28 in der geltenden Fassung sieht einen Kündigungs- und Ent­

lassungsschutz für teilzeitbeschäftigte Hausgehilfinnen nur dann 

vor, wen~ sie über' 20 stunden pro Woche in einem Arbeitsverhält­

nis beschäftigt sind. Bei einer kürzeren Beschäftigung besteht 

keinerlei Kündigungs- und Entlassungsschutz. 

Da stundenweise oder in Teilzeit beschäftigte Hausgehilfinnen, 

die nicht in die Hausgemeinschaft aufgenommen sind, nunmehr 

unter Abschnitt 11 dieses Gesetzes fallen, und für in die Haus­

gemeinschaft aufgenommene Hausgehilfinnen nicht mehr das Ausmaß 

der Arbeitszeit wesentlich für den Kündigungs- und Entlassungs­

schutz ist, konnte § 28 entfallen. 
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Zu Z 35 (§ 29): 

Siehe zu § 27. 

Zum Entfall des bisherigen Abs.2: 

Da § 24 keine Unterscheidung nach der Dauer der Arbeitszeit 

trifft und teilzeitbeschäftigte Hausgehilfinnen, die nicht in 

die Hausgemeinschaft aufgenommen sind, nicht mehr den Sonder­

bestimmungen unterliegen, die in die Hausgemeinschaft Aufge­

nommenen aber unter § 27 fallen, kann § 29 Abs. 2 entfallen. 

Zu Z 36 (§ 35 Abs. 1 und 2): 

Da zur Wahrung des Arbeitnehmerschutzes in Verkehrsbetrieben die 

Verkehrs-Arbeitsinspektio~ berufen ist, wurde sie ausdrücklich 

aufgenommen. Der bisherige Abs. 2 konnte entfallen, da der 

Hinweis auf das Arbeitsinspektionsgesetz überflüssig ist. 

Abs. 2: Auch nach anderen Arbeitnehmerschutzgesetzen werden 

Bescheide, die Ausnahmen vorsehen, befristet erteilt (vgl. 

Frauennachtarbeitsgesetz, AZG). Diese Möglichkeit für die 

Arbeitsinspektion soll nun auch im MSchG verankert werden 

(1. Satz). 

Gemäß § 68 Abs. 6 AVG bleiben die der Behörde in den Ver­

waltungsvorschriften eingeräumten Befugntsse zur Zurüriknahme 

oder Einschränkung einer Berechtigung durch die Vorschriften des 

§ 68 Abs. 2 bis 4 AVG unberührt. Das MSchG enthielt bisher 

solche Befugnisse expressis verbis nicht. Es wird daher eine 

Regelung dahingehend getroffen, daß die Arbeitsinspektorate 

dann, wenn sie in Ausübung ihrer Befugnisse Wahrnehmungen über 

eine Änderung der Verhältnisse machen, von Amts wegen tätig 

werden müssen (2. Satz). 

Da über alle Berufungen gegen Bescheide der Arbeitsinspektion 

der Bundesminister für Arbeit und Soziales entscheidet, ist eine 

Aufzählung einzelner Bestimmungen nicht sinnvoll (3. Satz). 
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Nach dem AVG haben Berufungen grundsätzlich aufschiebende 

Wirkung (vgl. § 64 Abs. 1 AVG). Unter Berufung auf § 64 Abs. 2 

AVG wird jedoch die aufschiebende Wirkung von der Arbeits­

inspektion bereits derzeit ausgeschlossen. Da es sich gerade in 

den Fällen der §§ 4 und 5 um Arbeiten handelt, die für Mutter 

oder Kind schädlich sind, ist es erforderlich, die aufschiebende 

Wirkung von Berufungen gegen solche Individualbescheide gesetz­

lich auszuschließen (4. Satz). 

Zu Z 38 (§ 36): 

Diese Bestimmung enthält lediglich eine Zitatberichtigung hin­

sichtlich der Verkehrs-Arbeitsinspektion. 

Zu Z 39 (§ 37 Abs. 1): 

Der bisherige § 37 Abs. 1 enthielt eine Blankettstrafnorm und 

stellte generell jede Zuwiderhandlung unter Strafe. 

Bei verfassungskonformer Auslegung bezieht sich aber eine 

Blankettstrafdrohung nur auf jene Regelungen, die eine ein­

deutige Verpf I ichtu!lg zu einern bestimmten Handel n° (Gebot) oder 

zur Unterlassung einer bestimmten Tätigkeit (Verbot) enthalten. 

Siehe dazu insbesondere VfSlg. 3207, 4589, 5469, 6896 und 8695; 

Klecatsky-Morscher, B-VG, Abschnitt E der Erläuterungen zu 

Art. 18 B-VG. 

Eine Reihe von Bestimmungen des MSchG ist nicht dem Begriff des 

Arbeitnehmerschutzes zuzuordnen, sondern enthält Arbeitsver­

tragsrecht, das aber aufgrund seines engen Zusammenhanges mit 

den schutzvorschriften im MSchG geregelt ist. 

Aus Art. 94 B-VG (im Zusammenhang mit Art. 83 und 92) wird 

abgeleitet, daß über dieselbe Sache nicht Gerichte und Ver­

waltungsbehörden - nebeneinander oder nacheinander - entscheiden 

dürfen (VfSlg. 4455), jede Aufgabe der Vollziehung muß vom 
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Gesetzgeber entweder den Gerichten oder den Verwaltungsbehörden 

übertragen werden. 

Diesen Gedanken Rechnung tragend stellt der Entwurf nur mehr 

Zuwiderhandlungen gegen jene Bestimmungen unter Strafsanktion, 

in denen ein Gebot oder Verbot enthalten ist, sowie Zuwider­

handlungen gegen in Bescheiden der Arbeitsinspektion aufge­

stellte Gebote oder Verbote. 

Die Untergrenzen der strafen entsprechen dem KJBG und dem 

Frauennachtarbeitsgesetz, die Obergrenze im Wiederholungsfall 

dem Arbeitnehmerschutzgesetz. 

In der Begutachtung wurden in einigen Stellungnahmen gegen die 

Festsetzung einer Strafuntergrenze Einwände erhoben und ange­

regt, für geringfügige Verstöße die Möglichkeit aer bloßen 

Verwarnung vorzusehen. Die Judikatur des Verwaltun~sgetichts­

hofes hat jedoch beim Verstoß gegen Arbeitnehmerschutivor­

schriften. sowohl bei einern vorsätzlichen Handeln (VwGH ~om 

31.3.1989, Zl. 88/08/0035) als auch bei Rechtsirrtum über ein­

schlägige Arbeitnehmerschutzvorschriften (VwGH vorn 19.11.1987, 

zl. 87/08/0251) eine Geringfügigkei~ des Verschuldens ausge­

schlossen. 

Zu Artikel 11: 

Die im Mutterschutzgesetz vorgesehenen Änderungen (Ausdehnung 

des Kündigungs- und Entlassungsschutzes nach Beendigung des 

Karenzurlaubes auf 20 Wochen und Schaffung eines Rechtsan­

spruches auf Teilzeitbeschäftigung) erfordern eine entsprechende 

Anpassung der für Väter geltenden Bestimmungen. 
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Zu Z 1 (§ 6 Abs. 1): 

Die Zitierung in der Klammer wird richtiggestellt. 

Nimmt der männliche Arbeitnehmer einen Karenzurlaub oder Ver­

hinderungskarenzurlaub (§ 5) in Anspruch, kann eine Kündigung 

bzw. Entlassung erst nach Ablauf von 20 Wochen nach Beendigung 

des Karenzurlaubes rechtswirksam ausgesprochen werden. Wird der 

Karenzurlaub zwischen Mutter und Vater während des ersten 

Lebensjahres des Kindes geteilt, endet der Kündigungs- und 

Entlassungsschutz 20 Wochen nach dem Ende des zweiten Karenz­

urlaubes, auf jeden Fall jedoch 20 Wochen nach dem ersten 

Geburtstag des Kindes. 

Für den Fall der Teilzeitbeschäftigung (auch bei Inanspruchnahme 

einer Teilzeitbeschäftigung wegen Verhinderung des betreuenden 

Elternteiles) bleibt es beim 4-wöchigen Kündigun~~- undEnt~ 

lassungsschutz. 

Siehe dazu auch Erläuterungen zu Art. I Z 15 bis 17. 

Zu Z 2 (§ 6 Abs. 4): 

Im Sinne einer Vereinheitlichung der Bestimmungen über den Ent­

lassungsschutz besonders geschützter Personengruppen soll der 

dem ArbVG angepaßte Entlassungsschutz des MSchG auch für Väter 

gelten. Dieser Gedanke wird durch die Zitierung verwirklicht. 

Im Entwurf der MSchG-Novelle ist auch eine Anrechnung der Zeiten 

von Karenzurlauben für alle dienstzeitabhängigen Ansprüche vor­

gesehen; die Anwendung dieser Regelung erfolgt duch den Verweis 

auf § 15 Abs. 2 MSchG in § 7; siehe auch Erläuterungen zu Art. I 

Z 14. 

Zu Z 3 bis 6 (§ 8) und 7 (§ 9): 

Siehe dazu Erläuterungen zu Art. I Z 18 bis 22. 
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Zu Artikel 111: 

Zu Z 1 (§ 14b Abs. 1): 

Diese Bestimmung ist hinsichtlich des Karenzurlaubes nach dem 

Mutterschutzgesetz geltendes Recht. Neu aufgenommen wurden die 

Regelungen über den Eltern-Karenzurlaub. Die Vertreterbestellung 

für Hausbesorgerinnen hat insbesondere bei Freistellungen nach 

§ 3 Abs. 3 MSchG immer wieder zu Schwierigkeiten geführt. Haus­

besorgerinnen, die über ein solches Zeugnis verfügten, weil 

Gefahr für Leben und Gesundheit von Mutter oder Kind bestand; 

konnten die Freistellung nicht in Anspruch nehmen, ~eilsie 

keinen Vertreter fanden. Nunmehr soll die Vertreterbestellung 

für die Schutzfristen (vgl. § 17 Abs. 3) auch dem Hauseigentümer 

als Arbeitgeber obliegen. 

Es muß daher für diese Zeiten auch der Entgeltanspruch und der 

Anspruch auf Materialkostene~satz entfallen. 

Für die Zeit der Beschäftigungsverbote gern. § 3 Abs. 1 und 3 

sowie S 5 Abs. 1 erhält die Hausbesorgerin Wochengeld g~m. § 162 

Abs. 1 ASVG und zwar auch dann, wenn sie nur ein Entgelt unter 

der Geringfügigkeitsgrenze (derzeit S 2.772,--) erzielt, weil 

Hausbesorgerinnen auch bei geringerem Entgelt krankenversichert 

sind (§ 5 Abs. 2 lit. c ASVG). 

Zu Z 2 (§ 17 Abs. 3): 

Die Regelung ist hinsichtlich des Karenzurlaubes nach dem 

Mutterschutzgesetz" der Bildungsfreistellung nach § 117 ArbVG 

und der erweiterten Bildungsfreistellung nach § 119 ArbVG 

geltendes Recht. Die neuen Regelungen über den Eltern-Karenz­

urlaub wurden in diese Regelung ebenfalls einbezogen. Die Rege-
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lung hinsichtlich der Vertreterbestellung während des Karenz­

urlaubes wird auf die Beschäftigungsverbote nach den §§ 3 bis 5 

MSchG ausgedehnt. In den Fällen des § 3 Abs. 1 und 3 und des § 5 

Abs. 1 MSchG besteht ein absolutes Beschäftigungsverbot hin­

sichtlich jeder Beschäftigung. Die Hausbesorgerin erhält für 

diese Zeiten kein Entgelt (vgl. § 14b). Anders verhält es sich 

beim Beschäftigungsverbot nach § 4 MSchG. Die Hausbesorgerin 

darf einzelne der gesetzlichen oder vertraglich vereinbarten 

Pflichten wegen der Schwere der Arbeit während der Schwanger­

schaft nicht ausüben (z.B. Tragen schwerer Wasserkübel, Fenster­

putzen auf Leitern, Schneeräumen etc.). Andere Tätigkeiten kann 

sie jedoch ausüben. Für die vom Beschäftigungsverbot erfaßten 

Tätigkeiten hat die Hausbesorgerin gern. § 14 MSchG einen Ent­

geltanspruch gegenüber dem Hauseigentümer. Die Aufnahme des 

Beschäftigungsverbotes gern. § 4 MSchG in die Aufzählung des §o 17 

Abs. 3 HBG hat lediglich deklaratorischen Charakter, da bereits 

nach geltendem Recht gern. § 4 MSchG i.Z.m. § 14 MSchG der Haus­

eigentümer auf seine Kosten zur Vertreterbestellung verpflichtet 

ist. 

Zu Artikel IV: 

GemäßO§ 5 Abs. 2 zweiter Satz ASVG sind Hausbesorgerinnen voll 

versichert, auch wenn ihr Entgelt unter der Geringfügigkeits­

grenze des ASVG liegt. Für die Vollversicherung genügt während 

der Schutzfristen der Sachbezugswert der Dienstwohnung. Da 

Hausbesorgerinnen aber während des Bezuges von Wochengeld ohne­

hin krankenversichert sind, müßten sie während dieser Zeiten 

Krankenversicherungsbeiträge für den Wert der Dienstwohnung 

leisten. Um diese Doppelversicherung zu vermeiden, wird ebenso 

wie beim Karenzurlaub mit Karenzurlaubsgeldbezug eine Regelung 

getroffen, die Hausbesorgerinnen während des Bezuges von Wochen­

geld aus der Versicherung gemäß § 5 Abs. 2 ASVG ausnehmen. 
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E n t w u r f 

eines Bundesgesetzes, mit dem das Hutterschutzgesetz 1979, das 

Eltern-Karenzurlaubsgesetz, das Hausbesorgergesetz und das 

Allgemeine Sozialversicherung8gesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Hutterschutzgesetz 1979. BGBI. Nr. 221, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBI. Nr. 628/1991 und der Kundmachung 8GBI. Nr. 
76/1990 wird wie folgt geändert: 

1. S 3 Abs. 4 lautet: 

"(4. Werdende Mütter haben. sobald ihnen ihre Schwangerschaft 

bekannt ist. dem Dienstgeber hievon unter Bekanntgabe des 

voraussichtlichen Geburtstermines Mitteilung zu machen. 

Darüber hinaus sind sie verpflichtet. innerhalb der vierten 

Woche vor dem Beginn der Achtwochenfrist (Abs. 1 .• den Dienst­

geber auf deren Beginn aufmerksam zu machen. Auf Verlangen 

des Dienstgebers haben werdende Mütter eine kassenärz~liche 
8escheinigung über das Bestehen der Schwangerschaft und den 

voraussichtlichen Zeitpunkt ihrer Entbindung vorzulegen. Bei 

einem vorzeitigen Ende der Schwangerschaft ist der Dienst­
geber zu verständigen." 

{3 _.-.----. 
(4) Werdende Mutter hibeD, sö1)ä1ct-liiiien Ihre SchWllDlencbaft 

bekannt Ist oder eine vorzelli&e BemdliUDI der Schwangerschaft einge­
treten Ist, dem DIenstgeber hlevon MltteUW1g zu machen. Darüber 
bloaus sind sie vr:rpßlchtet,lnnerbaJb du vierten Woche vor dem Beginn 
der Achtwochenfrlst (Ab.l) den DIenstgeber aur deren Bqinn aufmerk­
sam zu machen. Aur Verlangen des DIenstgeben haben werdende MUt­
ter über das Bestehen der Schwangerschaft und den voraussichtlichen 
:Ultpunkt Ihrer Entbindung eine kassenärztliche Bescheinigung vorzuJe- . 
gen •• - --' - . - ... . 
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2. S 3 Aba. 6 lautet: 

"(6) Der Dienstgeber ist verpflichtet, unverzüglich nach 
Kenntnis von der Schwangerschaft einer Dienatnehmerin (Heim­
arbeiterin) oder, ~enn er eine kassenärztliche Bescheinigung 

darüber verlangt hat (Abs. 4'. unverzüglich nach Vorlage 
dieser Bescheinigung dem zuständigen Arbeitainspektorat 
schriftlich Mitteilung zu machen. Hiebei sind Name, Alter, 
Tätigkeit und der Arbeitsplatz der werdenden Hutter sowie der 
voraussichtliche Geburtstermin anzugeben. Ist der Betrieb vom 
wirk~ngabereich der Arbeit~inapektion ausgenommen, ao hat der 

Dienatgeber die Hitteilung über die .Schwangerschaft eineI' 
Dienatnehmerin an die gem. 5 35 Aba. 1 berufene Behörde zu 
richten. Eine Abschrift der Meldung an die Arbeitainspektion 
oder die aonst berufene Behörde iat der Dienatnehmerin (Heim­
arbeiterin) vom Dienstgeber zu übergeben. Iat in einem Be­
trieb eine eigene betriebaärztliche Betreuung eingerichtet, 
ao hat der Dienatgeber auch den Leiter der betriebaX~ztlichen 
Betreuung über die schwangerschaft einer Dienatnehmer!n zu 

informieren." 

3; A~ 5 3 wird folgende~ A~a. 7 angefUgt: 

"(7) Dienstgeber gemäß 5 3 Aba. 2 des ArbeitakrKfteUber.­
laaaungsgesetzcs, 8GBI. Nr. 196/1988, sind darüber hinauR 
verpflichtet, dem zuständigen Arbeitsirispektorat jeden 
Wechsel dea Beschäftigera einer schwangeren Dienstnehmerin 

anzuzeigen." 

4. 5 4 Aba. 2 Z 2. 4, 9 und 10 lautet: 

"2. Arbeiten. die von werdenden Müttern U~erwiegend im Stehen 
verrichtet werden mü~s~n, sowie Arbeiten. die diesen in 

ihrer statiachen Rel~stung gleichkommen, ea sei denn, daß 

Sitzgelegenheiten zum kurzen Ausruhen benützt we~den 

~:., 

I ' 

(~ 4-
~ 

d~ . ! 
(6) Der DleDSt&ebtr Ist yerpruchtet, unYenll&J.lcb Dacb KeDDtnls von 

der Sdlwuaencbaft e1Der DlenslDehmerlD (HelmarbtlterlD) oder wenD 
er da. hSHnlnUlcb. BescbelD.lcunc darüber yerlanet bat (Abi 4), 

• unYenO&IIcb nach VorIacedieser BescbdnJ.cunc bleYOn dem zustIL 1Jcen 
AJobel ...... pektor.t MltteUunc zu machen, Ist der Betrieb vom Wir· 
kunpbere1cb der AJobeltllospektJon .uscenommen, 10 bat der Dleos!.&e. 
ber dle MltteUunc Uber dle ScbwsnCerschaft dDer DleDStDebmuln an 
dle CemIß t 35 Abi 1 berul'ene Behörde zu richten. IßebelliDd Name, 
Alter und T.tJ~~t. ~er" werdenden Mutter, anzucebeu• ' 

~ 

4· (,.., \ 
\ ~ ) . I 

2. '~,i; dl. wa' Werdenden MUttern Uberwtecend Im Stehen 
verrlcbtel werden .. OlM., 1OWl. AJobelten, die diesen In Ihrer 
.tatllcben Qelutunc cle1cbkommen, ... sei denn, daß Sltzcelecen• 
belten IUID kune. Ausruhen beuUtzt werden können: ".chAbr.uf 
d. runnen Monat. der ScbwanCenchaft alle derartJce Arbeiten, 
.. rern llellacer alI YIer Stunden yerrlchtet werden, auch dann, 
WenD Sltqe1eaenbe1ten aum kunen AusruheD benUtzt werden 
kO""'I' 
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können; nach Ablauf der 20. Schwangerschaftswoche alle 

derartigen Arbeiten, sofern sie länger alB vier stunden 

verrichtet werden, auch dann, wenn Sitzgelegenheiten zum 

kurzen Ausruhen benützt werden können; 

4. Arbeiten, bei denen werdende Mütter Einwirkungen von ge­

Bundheitsgefährdenden Stoffen, gleich ob in festem, 

flüssigem, staub-, gas- oder dampfförmigem Zustand, ge­

sundheitsgefährdenden Strahlen oder schädlichen Einwir­

kungen von Hitze, Kälte oder Nässe ausgesetzt sind; 

9. Akkordarbeiten, akkordähnliche Arbeiten, Fließarbeiten mit 

vorgeschriebenem Arbeitstempo, leistungsbezogene Prämien­

arbeiten und sonstige Arbeiten, bei denen durch ge­

steigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden 

kann, wie beispielsweise Arbeiten, für die Entgelt ge­

bührt, das auf Arbeits(Persönlichkeitslbewertungsver­

fahren, statistischen Verfahren, Datenerfassungsverfahren, 

Kleinstzeitverfahren oder ähnlichen Entgeltfindungs­

methoden beruht, wenn die damit verbundene Arbeitsleistung 

die Kräfte der werdenden Mutter übersteigt. solche 

Arbeiten können im Einzelfall vom zuständigen Arbeitsin­

spektorat untersagt werden. Nach Ablauf der 20. Schwanger­

schaftswoche sind solche Arbeiten jedenfalls untersa~t. 

10. Arbeiten, die von werdenden Müttern ständig im Sitzen 

verrichtet werden müssen, es sei denn, daß ihnen Gelegen­

heit zu kurzen Unterbrechungen ihrer Arbeit gegeben wird." 

"1. 
--~ tCH:L. "ä -' 

• 1 

V'-ic. ~ t ~ ( 

~ 4 (: ~~~~n:bel denen die werdenden MUtter scbädUchen Elnwirkun· 
len von lesundheltslefllhrUchen Stoll'en oder Strahlen, von Staub, 
Gasen oder Dlimpfen, von HItze, KIlte oder Nässe auslesetzt sind; 

9. Akkonlarbelte"n; iaitköntlibnUche Arbeiten, F1ießarbeiten mit vor· 
geschriebenem Arbeitstempo, lelstungsbeZOlene PrämienarbeIten 
und sonstige Arbeiten, bei denen durch lestellertes Arbeilstempo 
ein böberes Ent&elt enIeIt werden kann, wie beispielsweise Arbel· 
ten, mr die Enllelt lebllbrt, das .ur Arbells(Persönlichkelu)be· 
wertung5\'el1'alll'en, statlstlscben Verfahren, Datenerfassungsver. 
fahren, Klelnstzelt-verfahren oder IlbnUchen Entgeltnndungsme· 
tboden beruht, wenn cl1e damit verbundene durchschnittliche Ar· 
belulelstung cl1e Krlifte der werdenden Mutter überstel&t. Nach 
Ablaur des CIlnften Monats der SchwanIerschaft sind Akkordarbei. 
ten, akkordllbnUche Arbelten,lelstungsbeZOlene Prämlenarbelten 
sowie F1ießarbelten mit vor&escbrlebenem Arbelutempo Jedenfalls 
untersa&t; Arbeiten, mr die Enllelt lebllbrt' das aur Arbelu(Per· 
sönUcbkelts)bewertungverfabren, statlstlschen Verfahren, Daten· 
erfassungsverfahren, Klelnstzeltverfahren oder libnUchen Entgelt. 
findunpmetboden beruht, können Im EInzeIrall vom zuständigen 
Arbelulnspektorat untena&t werden. -
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5. S 4 Abs. 5 lautet: 

-Y--

"(SI Werdende Mütter dürfen mit Arbeiten, bei denen sie sich 

häufig übermäßig strecken oder beugen oder bei denen sie 

häufig hocken oder sich gebückt halten müssen, sowie mit 

Arbeiten, bei denen der Körper übermäßigen Erschütterungen 

ausgesetzt ist oder bei denen die Dienstnehmerin sie be­

sonders belästigenden Gerüchen oder besonderen psychischen 

Belastungen ausgesetzt ist, nicht beschäftigt werden, wenn 

das Arbeitsinspektorat auf Antrag der Dienstnehmerin oder von 

Amts wegen entscheidet, daß diese Arbeiten für den Organismus 

der werdenden Mutte~ oder für das werdende Kind schädlich 

sind." 

6. Dem S 4 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

"(61 Werdende Mütter, die selbst nicht rauchen, dürfen, 

soweit es die Art des Betriebes oder die Betriebsorganisation 

gestattet, nicht an Arbeitsplätzen beschäftigt werden, bei 

denen sie der Einwirkung von Tabakrauch ausgesetzt werden. 

Gestattet die Betriebsorganisation keine räumliche Tren,ung, 

so hat der Dienstgeber durch geeignete Maßnahmen dafür Sorge 

zu tragen, daß andere Dienstnehmer, die im selben Raum wie 

die werdende Mutter beschäftigt sind, diese nicht der Ein­

wirkung von Tabakrauch aussetzen." 

7. S 5 Abs. 1 lautet: 

"(11 Dienstnehmerinnen dürfen bis zum Ablauf von acht Wochen 

nach ihrer Entbindung nicht beschäftigt werden. Bei Früh~ 

geburten, Mehrlingsgeburten oder Kaiserschnittentbindungen 

beträgt diese Frist mindestens zwölf Wochen. Ist eine Ver­

kürzung der Achtwochenfrist (S 3 Abs. 11 vor der Entbindung 

eingetreten, so verlängert sich die Schutzfrist nach der 

Entbindung mindestens im Ausmaß dieser Verkürzung, höchstens 

jedoch auf 16 Wochen." 

( 04 
j 

I '. " ii ~0{~r.-. O(~;I 
I) '. 

J'-t,~C,{ 
v 

(5) Werdende Möiierdllrfen mit Arbeiten, bei denen .Ie IIch hluftg 
übermlßlgstrecken oder beugen oder bei denen sie bluftg bocken oder 
slcb gebückt halten müssen, sowie mit Arbeiten, bei denen der Körper 
übermäßigen Erschütterungen ausgesetzt Ist, nlcbt beschäftigt werden, 
weM das Arbeltslnspeklorat aur Antrag der Dlenstnehmerln oder von 
Amts wegen entscheidet, daß diese Arbeiten rur den Organismus der 
werdenden Mutter oder rur das werdende Kind schädUch sind. 

Beschäftigungsverbote nach der Entbindung 

§ a. (I) Diellltaelunerlnne dllrfea blnum Ablau"'.,.. acht WocheD 
nacb Ihrer Entbindung nicht bescbiftJ&t werden. Nach FrilbgeburteD, 
MebrUngsgeburien oder KaIserscImIttentblndungen beträgt diese Frist 
zwölf Wochen. Ist eine Verkürzung der Acbtwocbenfrist vor der Entbln. 
dung eingetreten, so verliogerlllcb die acbtwöcblge Schutzfrist Dach der 
Entbindung Im Ausmaß dieser Verkürzung, böchstens Jedoch aur zwölf 
Wochen., 
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8. 5 S Aba. S lautet: 

h(SI Wird dem Auftrag nach Abs. 4 nicht entsprochen. so hat 

das Arbeitsinspektorat bei der zuständigen Verwaltungsbehörde 

(5 361 die Erlassung der erforderlichen Verfügung zu bean­

tragen. 5 7 Abs. 3 de~ Arbeitsinspektionsgesetze~ 1974, BGBI. 

Nr. 143. sowie S 9 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Ver­

kehrs-Arbeitsinspektion. BGBI. Nr. 100/1988. bleiben unbe­

rührt." 

9. S 8 samt Uberschrift lautet: 

"Verbot der Leistung von Uberstunden 

5 8 Werdende oder stillende Mütter dürfen über die gesetzlich 

oder in einem Kollektivvertrag festgesetzte tägliche 

Normalarbeitszeit hinaus nicht beschäftigt werden. 

Keinesfalls darf die tägliche Arbeitszeit neun Stunden. 

die wöchentliche Arbeitszeit 40 stunden übersteigen." 

10. Nach S 10 wird folgender S 10a eingefügt: 

"S 10a (11 Der Ablauf eines auf bestimmte Zeit abge­

schlossenen Dienstv~rhältnisses wird von der Meldung 

der Schwangerschaf bis zum Ablauf der Frist gern. S 10 

Abs. 1 gehemmt. ea sei denn. daß die Befristung aus 

sachlich gerechtfertigten Gründen erfolgt oder ge­

setzlich vorgesehen ist. 

(21 Eine sachliche Rechtfertigung der Befristung 

liegt vor. wenn diese im Interesse der Dienst­

nehmerin. oder wenn das Dienstverhältnis für die 

Dauer der VertFctung an d~r Arbeitsleistung ver­

hinderter Dienstnehmer. zu Ausbildungszwecken. für 

die Zeit der Saison oder zur Erprobung abgeschlossen 

-,f-
~- S­r . 

.1 .11, /. 
~,)i?\.:' jt ... ~ ,.:,t.J<..~ 

I', " 
'J.~ ~.( vl 

(5) Wird dem Auftrag IUlCb Abi 4 nicht entsprochen, 50 hat das 
Arbeltslnspektorat bei der lustJlndlgen Verwaltungsbehörde (I 36) die 
Erlassung der erforderUchen Verrdgung zu beantragen. 1 7 Ab! 3 des 
Arbeitsinspektionsgesetzes 1974, BGBI Nr 143, bleibt unberührt. 

Verbot der Mehrarbeit 

§ 8. Werdende und stUlende Mütter dllrf'en über dle gesetzUch oder 
in einem KoUektJvvertrag restgesetzte tJIgIIcbe Arbeitszeit hinaus nicht 
beschäfllgt werden; keInesralls darf' dle wöchentliche Arbeitszeit vierzig 
Stunden übersteigen. I"'~-' 
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wurde. wobei die Dauer der Erprobung in einem ausge­

wogenen Verhältnis zur vorgesehenen Verwendung stehen 

muß. 

(3) Der Ablauf der Kündigungsfrist einer vor Beginn 

der Schwangerschaft ausgesprochenen Kündigung wird 

von der Meldung der Schwangerschaft bis zum Ablauf 

der Frist gem. S 10 Abs. 1 gehemmt, wenn das Motiv 

für die Kündigung in der Umgehung der Fristenhemmung 

nach Abs. 1 liegt. 

(4) Im Rechtsstreit hat der Dienstgeber zu beweisen, 

daß für den Ausspruch der Kündigung nicht die Um­

gehung der Fri~tenhemmung sondern andere Gründe maß­

gebend waren. 

(5) Der Ablauf der Kündigungsfrist einer vor Beginn 

der Schwangerschaft durch den Dienstgeber ausge­

sprochenen Kündigung wird nicht gehemmt. wenn das 

llienstverhältnis durch Kündigung L'echtswirks,am nur 

bei Vorliegen von Kündigungsgrün1en aufgelöst werden 

kann. " 

11. Der 2. Halbsatz des S 11 lautet: 

"in dem ihr Dienstverhältnis nach den SS 10 Abs. 1. 10a 

Abs. 1 und 3. 15 Abs. 4. ISa Abs. 1 Z 4, ISb Abs. 5 und 

S ISc Abs. 10 und den dafür sonst geltenden gesetzlichen 

oder vertraglichen Bestimmungen rechtsgültig beendet werden 

kann." 

/ 
(i' r '< '( 1 f.l ., ..,.l, .. 

~I 

j 

I . .' I, r ( 

§ 11. Der Ablauf der Beschiftigungsbewllllgung, der Arbeitser. , 
laubnls oder des Berrelungsschelnes <01 4, 148 und IS des Auslinderbe­
schäfilgungsgesetze5, BGBI1181197S In der Jeweils geltenden Fassung) 
elner'Ausländerin wird Im Falle der Schwangerschaft und der Entbln· 
dung bis zu dem Zeitpunkt phenunt, la dem Ihr Dlenstverhlltnls nach 
110 Abs 1 und den dafür sonst leitenden lesetzllchen oder vertraglichen 
Bestlmmungl'n rechtsgültig beendet werden kann. 
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12. S 12 lautet: 

·S 12 (11 Dienstnehmerinnen können während der Schwanger­

schaft und bis zum Ablauf von vier Monaten nach der 

Entbindung rechtswirksam nur nach vorheriger Zu­

stimmung des Gerichts entlassen werden. 

(2) Das Gericht darf die Zustimmung zur Entlassung nur 

erteilen, wenn die Dienstnehmerin 

1. die ihr aufgrund des Arbeitsverhältnisses obliegen­

den Pflichten schuldhaft gröblich verletzt~ in~be­

sondere wenn sie ohne einen rechtmäßigen Hinde­

rungsgrund während einer den Umständen nach erheb­

lichen Zeit die Arbeitsleistung unterläßt; 

2. im Dienst untreu ist oder sich in ihrer Tätigkeit 

ohne Wissen des Dienstgebers von dritten Personen 

unberechtigt Vorteile zuwenden läßt; 

3. ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis verrät oder 

ohne Einwilligung des Dienstgebers ein der Verwen­

dung im Betrieb (Haushalt) abträgliches Nebenge­

schäft betreibt; 

4. sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen 

gegen den Dienstgeber, dessen im Betrieb (im Haus­

halt) tätige oder anwesende Familienangehörige oder 

Dienstnehmer des Betriebes (Haushalts) zuschulden 

kommen läßt; 

5. sich einer gerichtlich strafbaren Handlung, die nur 

vorsätzlich begangen werden kann und mit einer mehr 

als einjährigen Freiheitsstrafe bedroht ist, oder 

einer mit Bereichcrungsvorsatz begangenen gericht­

lich strafbaren Handlung schuldig macht. 

(3) In den Fällen des Abs. 2 Z 1 und 4 ist der durch 

die Schwangerschaft bzw. durch die Entbindung der 

- 1 -' a :) ( ;r~~ ~~, JJ:-:;> 
'I , 

v~ e.ll. [ 

'J 

§ 12. (1) Dlenstnehmerlnnen können wlihrend der Schwangerschaft 
und bIS zum Ablauf von vier Monaten nacb der Entbindung bei sonstiger 
RechtsunwlrksalDkelt nur entlassen werden, wenn sie 

L die Arbeltunberugfverl8ssen haben oder beharrUch Ibre POlcbten 
vernachlässigen oder die übrigen Dienstnehmer zum Ungeborsam 
gegen den DIenstgeber oder zu gesetzwidrigen Handlungen zu 
verleiten versuchen; 

2. Im Dienst untreu sind oder sieb In Ihrer Tltigkelt ohne Wissen det: 

DIenstgeben von dritten Pusonen unberechtigt Vorteile zuwenden 
lassen; 

3. ein Gescblfts- oder Betriebsgeheimnis verraten oder ohne Einwilli­
gung des DIenstgeben ein der Verwendung im Betrieb (Haushalt) 
abtrlglicbes Nebengeschllft betreiben; 

4. sich TlltUchkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegen den 
Dienstgeber, dessen Familienangehörige oder Dienstnehmer des 
Betriebes (Haushaltes) zuschulden kommen lassen; 

S. sich einer gerichtlich strafbaren Handlung, die nur vorsätzlich 
begangen werden kann und mit einer mehr als einjährigen Frei­
heitsstrafe bedroht ist, oder aus Gewinnsucht einer anderen ge­
richtlich strafbaren Handlung schuldig machen; 

. ~---, 

6. der Trunksucht verfallen und wiederholt rruchtlos verwarnt wor­
den sind. 

(2) In den Fällen des Abs 1 Z 1 und 4 ist der durch die SchwangerschaO 
beziehungsweise durch die Entbindung der Dienstnehmcrln bedingte 
außerordentliche Gemütszustand zu berücksichtigen. 

125/M
E

 X
V

III. G
P - E

ntw
urf

59 von 74

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



" (. L, 1 f....;;, '-'\..'G-.' 

Dienstnehmerin bedingte aUßerordentliche Gemütszustand 

zu berücksichtigen. 

(4) In den Fällen des Abs. 2 Z 4 und S kann die Ent­

lassung der Dienstnehmerin gegen nachträgliche ~in­

holung der Zustimmung des Gerichts ausgesprochen 

werden. Weist das Gericht die Klage auf Zustimmung zur 

Entlassung ab. so ist die Entlassung rechtsunwirksam." 

13. S 14 Abs. 4 lautet: 

"(4) Die Dienstnehmerin behält den Anspruch auf sonstige. 

insbesondere einmalige Bezüge im Sinne des S 67 Abs. 1 des 

Einkommensteuergesetzes 1988. 8GBI. Nr. 400. in den 

Kalenderjahren, in die Zeiten des Bezuges von Wochengeld 

nach dem Allgemeinen sozialversicheruugsgesetz fallen. in 

dem Ausmaß. das dem Teil des Kalenderjahres entspricht. in 

den keine derartigen Zeiten fallen." 

14. S 15 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

"Soweit sich Ansprüche nach der Dauer der Dienstzeit 

richten. sind Zeiten des Karenzurlaubes. während deren das 

Dienstverhältnis bestanden hat. auf die Dauer der Dienstzeit 

anzurechnen." 

15. S IS Abs. 4 lautet: 

"(4) Wird Karenzurlaub nach Abs. 1 gewährt. so erstreckt 

sich der Kündigungs- und Entlassungsschutz nach den SS 10 

und 12 bis zum Ablauf von 20 Wochen nach Beendigung des 

Karenzurlaubes." 

'i -.... ~LL-,~~j(.L--, ~'(.( I!. (V L 

,- 11. 
'- ;1 <.t-C? I I 

~..J (4) Die Dlenstnehmerln behält den Anspruch auf sonstlee, losbeson-
dere einmalige Bezüge im Sinne des § 67 Abs 1 des EInkommensteuerge­
setzes 1972, ~ BGBI Nr 440, In den Kalenderjahren, In die Zelten 
des Bezuges von Wochl'ngeld nach dem AUgemeinen Sozlalvenlche­
rungsgesetz fallen, In dem Ausmaß, das dem Tell des Kalenderjahres 
entspricht, In den keine derartigen Zelten faUen. 1"'--' -

/'" 

\..- AC; \ 
-\'j.7 ,,]..J ~ / 

.•• Soweit nichts 
andc"!Hierelnbart Ist, bleibt die Zelt des Karenzurlaubes bei Rechtsan· 
sprüchen der Dlenstnehmerln, die sich nach der Dauer der Dienstzeit 
richten, außer Betracht. 
A ... ' 7 i ....... ,.....-, ... . 

. -' .. ~_._-

(4) Wii-d-Knrenzurlaub D.m Ab! I gewIlhrt, SO erstreckt sich der 
Kündigungs- und EDtlassuDgssc:hutz nach den U 10 und 12 bis zum 

_ Ablauf von vier Wochen nach 8eendlgune des Karenzurlaubes. ,-
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16. 5 ISa Abs. 1 Z 4 lautet: 

"4. Der Kündigungs- und Entlassungsschutz gemäß den SS 10 

und 12 endet 20 Wochen nach dem Ende des letzten Karenz­

urlaubes. spätestens jedoch 20 Wochen nach dem ersten 

Geburtstag des Kindes. Bei Inanspruchnahme eines Karenz­

urlaubes durch die Mutter im zweiten Lebensjahr des 

Kindes verlängert sich der Kilndigungs- und Entlassungs­

schutz bis 2Q Wochen nach Ende dieses Karenzurlaubes." 

11. 5 15b Abs. 5 lautet: 

"(5) Hat die Dienstnehmerin auf Karenzurlaub zugunsten des 

Vaters verzichtet oder keine Teilzeitbeschäftigung verein­

bart, so beginnt der Kündigungs- und Entlassungsschutz gemäß 

den 5S 10 und 12 bei Inanspruchnahme eines Karenzurlaubes 

oder einer Teilzeitbeschäftigung wegen Verhinderung des 

Vaters mit der Meldung und endet 20 Wochen nach Beendigung 

des Karenzurlaubes oder vier Wochen nach Beendigung der 

Teilzeitbeschäftigung." 

18. S 15c Abs. 1 lautet: 

"S 15c (1) Oie Dienstnehmerin kann im zweiten Lebensjahr des 

Kindes die Herabsetzung de~ Arbeitszeit um mind~st~ns zwei 

Fünftel der gesetzlichen. in einem Kollektivvertrag fest­

gelegten oder vereinbarten Normalarbeitszeit in 'Anspruch 

nehmen. wenn ein Karenzurlaub nach diesem Bundesgesetz. dem 

EKUG oder gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften 

bis zum Ablauf des ersten Lebensjahres des Kindes in An­

spruch genommen wurde und im zweiten Lebensjahr des Kindes 

kein Karenzurlaub in Anspruch genommen wird." 

Q - ) 
0" .. ):/ I . / 
~'~ . J, -t ~ (., 'J<-.~ 
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, i 1) r ,150, C ' 
r 4. Der KÜDdIgUngs.. und Entlassunpscbutz gemIß den flI0 und 12 

endet vier Wochen nach dem Ende des letzten Karenzurlaubes, 
splitesteas Jedoch vier Wochen Dach dem ersten Geburtstal des 
Kindes. Bel Inanspruchnahme eines Kareazurlaubes durch die 
Mutter Im zweiten LebeasJahr des KIndes verllingert sich der 
Kündigungs. und Entlassungsschutz bis vier Wochen Dach Ende 
dleses Karenzurlaubes. 

P ~5b (?) 
(5) Hat die Dleastoehmerln auf Karenzurlaub zugunsten des Vaters 

nrzlchtet oder keine Tellzeltbeschliftlgunl vereinbart, so beginnt der 
KÜDdlgungs- und Entlassunpschutz lem. den ff 10 und 12 bei Inan­
spruchnahme elaes Kareazurlaubes oder elau verelabarten Telheltbe. 
schlftJgunl weeen Verhlnderunl des Vaters mit der Meldung und endet 
vier Wochen nach Beendlgunl des Karenzurlaubes oder der Tellzeltbe­
schlif'tlEuul· 

Teil'leltbeschäftigung 

§ 15 c.· (1) TeUzeltbeschlU'llgung, Ihr Beginn, Ihre Dauer, Ihr Aus­
maß und Ihre Lage sind zwischen Dienstgeber und Dienstnehmerln zu 
vereinbaren. In Betrieben, In denen ein für die Dlenstnehmerln zuständi­
ger Betriebsrat errichtet Ist, Ist dleser auf Verlangen der Dienstnehmerin 
den Verhandlungen beizuziehen. 

,-~ _. -
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19. S 15c Ab ... 3 \>lS .., erh.t1I,," d,e lIezelchllung Au ... 2 bis 4. 

20. S 15c Abs. 5 bis 7 lautet: 

"151 Die Dienstnehmerln hdl Ihrem DIenstgeber die Absicht. 

Teilzeitbeschäftigung in Anspruch zu nehmen. deren ge­

wünschte Dauer und ~age sowie das gewünschte Ausmdß 

1. bei ausschließlicher Inanspruchnahme durch die Dienst­

nehmerin spätestens bis zum Ende der Frist nach S 5 

Abs. 1. 

2. bei Teilung der Teilzeitbeschäftigung mit dem Vater und 

bei gleichzeitiger Inanspruchnahme der Teilzeitbeschäfti­

gung beider Elternteile spätestens vier Wochen nach der 

Entbindung. 

3. bei Annahme an Kindes statt oder Ubernahme in unentgelt­

liche Pflege (S 15 Abs. 6) unverzüglich 

bekanntzugeben und dem Dienstgeber nachzuweisen. ~aß der 

Vater keinen Karenzurlaub im 2. Lebensjahr des Kindes in 

Anspruch nimmt. 

(6) Dauer. Lage und Ausmaß der Teilzeitbeschäftigung ist 

zwischen dem Dienstgeber und der Dienstnehmerin unter Rück­

sichtnahme auf die Kindesbetreuungsmöglichkeiten und die 

Erfordernisse des ~etriebes zu vereinbaren. 

(7) Kommt eine Einigung zwischen dem Dienstgeber und der 

Dienstnehmerin nicht zustande. so sind in Betrieben. in 

denen ein für die Dienstnehmerin zuständiger Betriebsrat 

errichtet ist. die Verhandlungen unter Beiziehung des 

Betriebsrates fortzusetzen. Kommt auch dann zwischen dem 

Dienstgeber und der Dienstnehmerin keine Einigung zustande. 

oder besteht in dem Betrieb kein für die Dienstnehmerin 

zuständiger Betriebsrat. so kann die Dienstnehmerin die 

Teilzeitbeschäftigung zu den von ihr vorgeschlagenen Be-

-10 - q €t'-/i::- ~~) 
J ~ 

)~i-e.-t,-,l 

() /1 ~1C-
\ 

.. .: 
(6) Die DlenstnehmeriD hat Ihrem Dienstgeber die Absicht, TeUzeitbe­

schäftlgung In Anspruch zu nehmen und deren Dauer, Ausmaß und Lage 
I. bei ausschließlicher Inanspruchnahme durch die DIenstnehmerIn 

spätestens bis zum Ende der FrIst Dach 1 S Abs I, 
2. bei Teilung der TeUzeitbeschäftlgung mit dem Vater und bei gleich­

zeitiger Inanspruchnahme der TeUzeitbeschlil'llgung belder Eltern­
teile spätestens vier Wochen nach der Entbindung, 

3. bei Annahme an KIndes Statt oder Übernahme In unentgeltliche 
Pflege (I IS Abs 6) unverzüglich 

bekanntzugeben u:!ld dem DleDstgeber nachzuweisen, daß der Vater 
keinen Karenzurlaub In Anspruch nimmt. 

Lehnt der DIenstgeber die begehrte Tellzeltbeschlil'llgung Innerhalb 
von zwei Wochen nach der Meldung ab, so hat die DienstnehmeriD, auch 
wenn ihre Klage nach Abs 7 abgewiesen wird, bis zum Ende der 
Schutzfrist, In den FiUen der Z 1 und 3 binnen weiteren zwei Wochen 
bekanntzugeben, ob sie ansteUe der Teilzeltbeschlil'llgung einen Karenz­
urlaub während des zweiten Lebensjahres des KIndes In Anspruch 
nehmenwW. 

(7) Kommt keine Einigung zustande, 50 kann die Dlenstnehmerln den 
DIenstgeber Iluf ElnwlWgung In eine TeUzeitbeschlil'llgung einschließlich 
deren Beginn, Dauer, Lage und Ausmaß klagen. Das Gericht hat die 
Klage iDsoweit abzuweisen, als der DIenstgeber aus sachlichen Gründen 
die EinwUUgung in die begehrte TeUzeltbeschlil'llgung verweigert hat. In 
solchen RechtsstreitIgkeiten steht keiner Partei ein Kostenersatzan­
spruch an die andere zu, Ist gegen ein Urteil des Gerichtes erster Instanz 
eine Berufung nicht zulässig und sind - unabhängig vom Wert des 
Streitgegenstandes - BeschlUsse des Gerichtes erster Instanz nur aus den 
Gründen des 1517 ZPO sowie wegen NIchtzulusuni einer Klagslnde­
rung ilnfechtbar. 
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dingungen antreten, es sel denn, der Dienstgeber hat bis 

spätestens vier Wochen nach der Geburt des Kindes wegen 

Lage, Dauer oder Ausmaß der Teilzeitbeschäftigung die Klage 

beim Gericht eingebracht." 

21. S ISc Abs. 10 lautet: 

"(101 Der Kündigungs- und Entlassungsschutz gemäß den SS 10 

und 12 endet vier Wochen nach Beendigung der Teilzeitbe­

schäftigung oder ernes Rechtsstreites gemäß Abs. 7." 

22. S 15d entfällt. 

23. S 19 lautet: 

"~ 19 (11 S 3 Abs. 6 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß die 

Meldung über die Schwangerschaft einer Dienstnehmerin 

in Dienststellen des Bundes, auf die das Bundesbe­

diensteten-Schutzgesetz, BGBI. Nr. 164/1977, anzu­

wenden ist, dem Arbeitsinspektorat zu übermitteln ist. 

(21 Das Arbeitsinspektorat hat dem Dienststellenleiter 

in den Angelegenheiten der SS 4, 5 Abs. 4 und 9 Abs. 3 

Empfehlungen zu erteilen. S 6 des Bundesbediensteten­

schutzgesetzes gilt sinngemäß." 

24. S 20 Abs. 4 lautet: 

"(41 S 10a Abs. 3 bis 5 ist nicht anzuwenden." 

111 
: I • 

J'-f, ·ej" f.. 0/ 
(/.1' J.i.' 

, .(;. :" .' _ r\/V '''J 
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(10) Der Kündigungs- und Entlassungssc:hutz gemäß den §§ 10 und 11 

endet vier Wochen nach Beendigung der Teilzeitbeschäftigung. Dasselbe 
gilt während eines Rechtsstreites gemlß Abs 7. wenn die Dlenstnehmerin 
die Klage bei Gericht binnen vier Monaten nach der Geburt des Kindes 
eingebracht hat. 

§ 15 d. (1) Hatder DIenstgeberdes Vaters eine Teilzeitbeschäftigung 
abgelehnt und nimmt der Vater während des zweiten Lebensjahres des 
Kindes keinen Karenzurlaub fdr diese Zelt In Anspruch. so kann die 
DIenstnehmerin rur diese Zeit. IIDgstens bis zum Ablauf des zweiten 
Lebensjahres des KIndes Karenzurlaub In Anspruch nehmen. 

(2) Die DIenstnehmerln hat Beginn und Dauer des Karenzurlaubes 
unverzüglich nach der Ablehnung der Teilzeitbeschäftigung durch den 
Dlt'nstgeber des Vaters bekanntzugeben und die anspruchsbegrlinden­
den Umstlnde nachzuweisen. 

§ ,19. § 4 Abs 2 Z 1 Ist auf werdende Mütter. die In land- und 
forstwirtschaftUchen Betrieben des Bundes. eines L.andes. einer Ge­
meinde oder eines Gemeindeverbandes beschäftigt sind. mit der Maß­
gabe anzuwemlcn. daß an Stelle des Wortes "überwiegend" das Wort 
,,ständig" ,zu treten hat. \ 
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25. S 21 J.llltnt: 

·S 21 Eine einvernehmliche Auflösung des Dienstverhältnisses 

während der Dauer des Kilndigungsschutzes ist ~ur dann 

rechtswirksam, wenn sie schriftlich vereinbart wurde. 

Oei Minderjährigen muß dieser Verr.inbarung eine Oe­

scheinigung eines Gerichte~ IS 92 ASGGI, der Personal­

vertretung oder des ßetriebsrates beigeschlossen sein, 

aus der hervorgeht, daß die Dienstnehmerin über den 

Kündigungsschutz nacP diesem Bundesgesetz belehrt 

wurde.· 

26. S 22 lautet: 

·S 22 (11 S 12 ist nicht anzuwenden, wenn die Entlassung der 

Bediensteten durch das rechtskräftige Erkenntnis einer 

aufgrund gesetzlicher oder anderer dienstrechtlicher 

Vorschriften gebildeten Disziplinarkommission (Dis­

ziplinargericht) verfügt wird oder das Dienstver~ält­

nis kraft Gesetzes erlischt. 

(21 Unbeschadet der in S 12 Abs. 2 angeführten Ent­

lassungsgründe kann das Gericht die Zustimmung zur 

Entlassung erteilen, wenn sich nachträglich h~raus­

stellt, daß die vertragsbedienstete die Aufnahme' in 

das Dienstverhältnis durch unwahre Angaben, ungültige 

Urkunden oder durch Verschweigen von Umständen er­

schlichen hat, die ihre Aufnahme nach den Bestimmungen 

des vertragsbedienstetengesetzes oder anderer öster-

_. ___ ,_. reichischer Rechtsvorschriften ausgeschlossen hätte.· 

27. S 23 Abs. 1 lautet: 

"(11 S 15 Abs. la ist nicht anzuwenden," 

28. ~ 23 Abs. 2 entfällt. 

(, ." I. l :. I , 
1'~ v rt' •.• vv' ~ 

. / 
j ,_L t.- { .. ( 

§ 21. Elnulnvernehmllche Außösunlda Dlenstverhlltnlsses wIlh· 
I't!nd der Dauer da Kllndlpnpschutzes Ist nur dann rechtswIrksam, 
wenn .Ie IChrIftlIch wrelnbart wurde. Bel MlnderJlhrlgea muß In der 
Vel't!lnbarunl ratpsteUt sein, daß die Dlenstnehmerln wn dem Vertre. 
ler da DIenstleben Uber den Kllndlpnpschutz nach diesem Bundesge­
setz belehrt wurde. Bel elnwrnehmUcher Aunösung von DleDStwrhllt· 
nissen MlnderJlhriler zu einer Stlltunl, einer Anstalt oder einem Fonds 
ist 110 Abi (; (richtli Abi 7) anzuwenden. ,-

§ 22. (I) 111 Ist nicht anzuwenden. 
(1) Im Fall einer Entlassuni wlhftnd des In den n 11 und 15 

bezeichneten Zeltnuma kann die betrolrene Dlenstnehmerln binnen 
vier Wochen, wm Zeitpunkt der Entlassung an lendmet, aur Unwlrk. 

samerkllrunl der Entlusunl klapn. Der Klale Ist stattzulehen, wenn 
die EntlassUDl nach den filr das Dlenstverhlltnis leitenden Vorschriften 
nicht lerechtrertlat Ist. 

(3) Abi 21st nicht anzuwenden, wenn die Entlassung der Bediensteten 
durch das rechtskrlftlge Erkenntnis einer aurgrund le5etzllcher Vor· 
schriften lebUdelen pIszIpllnarkonunlsllon (Dlszlplinarlerlcht) verrugt 
wird oder du Dlenstverhlltnis kraft Gesetzes erlischt. 

§ 23. (1) 1 I~ Abi la ud Abi 1 dritter Satz Ist nicht anzuwenden. 
.. :. ~. 

(2) Soweit In dleDlt· und besoldunprechdlchen Vorschriften nicht 
andera bestimmt Ist. belcbeldmlßll nicht andera verfUat oder vertrag· 
Uch nicht andera ftftInbart worden Ist. bleibt die Zelt eines Karenzur· 
lau.lemIß 115 Abi I bei RecbtlanlprUchea der Dlenstnehmerin, die 
sich udI der .,.... der DIeDIbeIt rldaten. auner Betracht. , ... -

.- .•... 
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~~. Die Uberschrift des Abschnittes IV lautet: 

·Sonderbestimmungen für die in privaten Haushalten beschäf­

tigten Dienstnehmerinnen, die in die Hausgemeinschaft aufge­

nommen sind." 

30. S 24 lautet: 

"S 24 ~bschnitt 11 gilt mit den in den SS 25, 27, ~9 urd 30 

enthaltenen Abweichungen für Dienstnehmerinnen, die 

unter das Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, 

BGBI. Nr. 235/1962, fallen, in privaten Haushalten 

beschäftigt und in die Hausgemeinschaft des Dienst­

gebers aufgenommen sind." 

3A. S 25 lautet: 

"S 25 Die SS 7 (Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit), 16 

(Dienst/Werkswohnung) und 17 (Auflegen des Gesetzes) 

sind nicht anzuwenden. S 15 (Karenzurlaub) gilt unter 

der Voraussetzung, daß für die Dauer des Karenzurlaubes 

die Hausgemeinschaft aufgelöst wird." 

-I ') 
"I ~) "))') ,,' /t ' 

(!~,<> '''( II 00"''';' ,j \.{,(!'{l- ( 

\ 

ABSCHNITT IV 

Sonderbestlmmungen rur In privaten Haushalten 
beschäftigte Dienstnehmerinnen 

PersonenkreIs 

§ 24. Abschnitt IJ gUt mit den In den §I 25 bis 30 enthaltenen 
Abweichungen 

1. nir Dlenstnehmerinnen, die 
a) ausschUeßlich zur 'Aistung wn Diensten rur die Hauswirtschaft des 

DIenstgebers oder nir Mitglieder des Hausstaodes angesteUt sind 
. und 

b) In die Hausgemeinschaft des DIenstgebers aufgenommen sind oder 
zwar In die Hausgemelnsc:haft nicht aurgenommen sind, aber wn 
diesem In der Regel In einem dem § 5 Abs 1 Z 2 des Hausgehllren­
und Hausangestellteng~tzes, BGBI Nr 235/1962, entsprechenden 
H6chstausmaß beschäftigt werden; (BGBI Nr 178/1974, Art I 
ZlO) 

2. rdr DIenstnehmerinnen, die nicht la dem In Z 1 Ut b genannten 
Ausmaß, sondern bei elaem oder mehreren DIenstgebern nur 
stunden- oder tagweise mit Diensten rdr die Hauswirtschaft Ihrer 
DIenstgeber beschWgt slad, hlnslchtUch dieser Dlensherhiilt­
nisse. 

§ 25. Die 017 bis 9 und 14 bis 17 slad auf die Im § 14 genannten 
Personen nicht anzuwenden. Die 0110 und 12 sind unter Berückslchtl. 
gung der Änderungen, die sich aus den 0127 und 18 ergeben, anzuwen­
den. 
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3t. S 26 entfällt. 

35. S 27 lautet samt Uberschrift: 

"Kündigungsschutz 

S 27 S 10 Abs. 1 und 2 gilt für Hausangestellte und Hausge­

hilfinnen für die Zeit nach Ablauf des fünften Monats 

der Schwangerschaft bis zur Entbindung nicht. Während 

der Dauer des Kündigungsschutzes kann rechtswirksam 

gekündigt werden. wenn vorher die ,Zustimmung des 

Gerichts eingeholt worden ist. Die Zustimmung zur 

Kündigung ist nur dann zu erteilen. wenn der Dienst­

geber wegen Änderung seiner wirtschaftlichen Verhält­

nisse nicht in der Lage ist. eine Arbeitskraft im 

Haushalt zu beschäftigen. oder der Grund. der für ihre 

Beschäftigung maßgebend war, weggefallen ist. oder wenn 

sich die Dienstnehmerin in der Tagsatzung zur münd­

lichen streitverhandlung nach Rechtsbelehrung der 

Parteien durch den Vorsitzenden über den Kündigungs­

schutz nach diesem Bundesgesetz mit der Kündigung 

einverstanden erklärt. Eine entgegen diesen Vor­

schriften ausgesprochene Kündigung ist rechtsunwirk-

sam. 

3it S 28 entfällt. 

3(. S 29 lautet: 
~ 

"S 29 Cll Hausangestellte und Hausgehilfinnen. deren Dienst­

verhältnis in der Zeit nach Ablauf des f~nften Monats 

der Schwangerschaft bis zur Entbindung durch Kündigung 

des Dienstgebers beendct worden ist. haben Anspruch 

auf eine Sonderunterstützung. Für die Ermittlung der 

~-e~~ ~dA 
.. 

§ 26.· (I) Die Im I 5 Abs 3 und 4 des HausgehUfen- und Hausange­
steUtengesetzes restgelegten tlgllcben Ruhepausen verllingem slcb 

1. um zwei Stunden rllr werdende Mütter und rur stlllende Mütter, 
die das Kind an der Arbeltsstltte sUDen, . 

Z. um zweieinhalb Stunden rur stillende Mütter, die das KInd nicbt an 
der Arbeitsstätte stillen. C... .' 

. (1) Abs Il.rflt nicht rur die Im I Z4 Z Z gelWlllten Dlenstnebmerlnnen. 

Kündigungs- und Entlassungsschutz 

§ 27. (1) f 10 Abs 1 und 1 gilt rur die Im f Z4 Z 1 genannten 
DIenstnehmerinnen rur die Zelt nach Ablaur des runften Monats der 
Schwangerschaft bis zur Entbindung nicht. Während der Dauer des 
Kündlpnesschutzes kann rechtswirksam 2ekÜDdiRt werden. wenn vor-
her die Zustimmung des Gerichts eingeholt worden ist. Die Zustimmung 
zur Kündigung Ist nur dann zu erteilen, wenn der Dienstgeber wegen 
Änderung seiner wirtschaftlichen Verbliltnisse nicht in der Lage Ist, eine 
Arbeitskraft Im Haushalt zu bescbäftlgen, oder der Grund, der rllr ihre 
Beschäftigung maßgebend war, weggeraUen Ist. oder wenn sich die 
Diensbaehmerla in der Tagsatzung zur mÜDdlichen Slreitverhandlung 
nach Rechtsbelehrung dl:r Parteien durch den Vorsitzenden über den 
Kündigungsschutz nach diesem Bundesgesetz mit der Kündigung einver­
standen erklllrt. Eine entgegen diesen Vorschrtnen ausgesprochene Kün­
digung Ist n.'Chtsunwlrksam. 

(1) Eine elnvemehmUche Aunösung des Dlenstverhliltnlsses Ist nur 
dann rechtswirksam. wenn sie schriftlich vereinbart wurde. Bei minder­
jlihrigf'n Dlenstnebmerlanen muß der Vereinbarung überdies eine Be­
scheinigung eines Gerichts (I 91 ASGG) oder einer gesetzlichen Interes­
senvertretung der Dienstnehmer beigeschlossen sein. aus der hervor­
geht. daß die Dienstnehmerin über den Kündi2Unesschutz nach die!if'm 
Bundf'Sgesetz belehrt wurde. ( 

§ 28. Für die Im I Z4 Z 1 genannten Dienstnehmerinnen gelten die 
Vorschriften über den Kündigungsschutz (I 17) und über den Entills­
sungsschutz (I U) Dur hinsichtlich der Dienstverhältnisse. bei denen die 
wöchentliche Arbeitszeit mindestens zwanzig Stunden beträgt; auf 

. Dienstverhältnisse, bei denen die wöchentliche Arbeitszeit weniger als 
z~nzlg Stunden beträgt. sind die Vorschriften über den Kündigungs-
um] Entlassungssc:hutz (If 10. U und 17) nicht anzuwenden. (~-

Sonderunterstützung 

§ 29. (1) DlenstnehmerlnneD, die unter I Z4 Z 1 raUen und deren 
D1enstverbliltDls In der Zeit nach Ablauf des lUnften Monats der Schwan­
gerschaft bis zur Entbindung durch KUndigung des DIenstgebers been­
det worden Ist. haben Anspruch aur eine SonderunterstUtzung. Für die 
Ermiftlung der Höhe der Sonderunterstützung sind die Vorschriften des 
f 161 Abs 3 und 4 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes sInnge­
mIR uzuwodeD. Die SoaderuntentUtzung gebührt ab dem der Beendi­
,gong des DlensherhiltnlS!;es rolgenden Tag bis zu dem Zeitpunkt. ab . ' 
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Höhe der Sonderunterstutzung sind die Vorschriften des 

S 162 Abs. 3 und 4 dea Allgemeinen Sozialver­

sicherungsgesetzea sinngemäß anzuwenden. Die Scnder­

unterstutzung gebuhrt ab dem der Beendigung des 

Dienstverhältnisses folgende .. Tag bis zu dem Zeit­

punkt, ab dem Anspruch auf Wochengeld nach den Vor­

schriften des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

besteht. Die Sonderunterstützung gebuhrt auch, wenn 

das Dienstverhältnis mit Zustimmung des Gerichts vor 

dem im S 27 genannten Zeitraum durch den Dienstgeber 

gekündigt worpen ist, durch vorzeitigen Austritt aus 

einem wichtigen Grund oder durch eine von der Dienst­

nehmerin nicht verschuldete Entlassung geendet hat, 

und zwar frühestens ab dem Beginn des sechsten Monats 

der Schwangerschaft. 

(21 Die Sonderunterstützung ist monatlich im nach­

hinein durch die nach dem Wohn- oder Aufenth~ltsort 

zuständige Krankenkasse auszuzahlen. Die für Leistun­

gen aus der gesetzlichen Krankenversicherung geltenden 

Verfallrensvorschriften sind dnzuwenden." 

3l) S 35 Abs. 1 und 2 lautet: 

"(lI Die nach diesem Bundesgesetz den Arbeitsinspektoraten 

zustehenden Aufgaben und Befugnisse sind in den Betrieben, 

die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion, 

BGBI. Nr. 100/1988, unterliegen, vom Verkehrs-Arbeits­

inspektorat, in den anderen vom Wirkungsbereich der Arbeits­

inspektion ausgenommene~ Betrieben, von den zur Wahrnehmung 

des Dienstnehmerschutzes sonst berufenen Behörden wahrzu­

nehmen. 

~1s- -- ~1-e,-" u&.) cr:e/~-f .. ( 
dem Ansprucli äiirWOcbengeid nac:b den VOrKhriften des Allgemeinen 
Sozialverslchel"Ul1gsgeselzes besteht. Die Sonderunterstützung gebührt 
auch, wenn das Dlenstverhiltnls mit Zustimmung des Gerichtes vor dem 
Im 1 '1.7 Abs 1 genannten Zeitraum durch den DIenstgeber gekündigt 
worden Ist, durch vorzeitigen Austritt aus einem wichtigen Grund oder 
durch eine von der Dlenstnehmerln nicht verKhuldete Entlassung geen­
det hat, und zwar frühestens nb dem Besdnn des sechsten Monats der 
Schwr.ngerschaft. I 

('1.) Für Dlenstnehmerlnnen, die unter 124 Z 1 rallen, gUt Abs 1, wenn 
sie In den letzten runr Monaten vor dem Zeitpunkt, ab dem frühestens 
Sonderunterstützung In Anspruch genommen werden kann, In der 
gesetzlichen Krankenversicherung pOichtverslchert waren. 

(3) Die Sonderunterstützung Ist monatlleb Im nacbblneln durcb die 
nach dem Wohn- oder Aufenthaltsort zuständige Krankenkasse auszu­
zahlen. Die rur Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversiche­
rung geltenden Verfabrensvorscbriften sind anzuwenden. (BGB! 

Bebördenzuständigkelt und Verfahrensvorscbrlften 

§ 35. (I) Die nacb diesem Bundesgesetz den Arbeltslnspektoraten 
zustehenden Aufgaben und Befugnisse sind In den vom WirkungsbereIch 
der ArbeitSlnspektJon ausgenommenen Betrieben von den zur Wahrneh· 
mung des Dienstnehmerschulzes sonst berufenen Br.hörden wahrzuneh­
men. 

(1) Für die DurchrUhrung der nach diesem Bundesgesetz der ArbeitS­
Inspektion übertragenen Auf Roben und Befugnisse gilt das Arbeltsin­
spektl?nsgesetz 1974. 

125/M
E

 X
V

III. G
P - E

ntw
urf

67 von 74

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



tWtv~i - //6 -

(2) Bescheide gern. S 6 AbR. 3 und S 7 Ahs. ] sind zu be­

fristen. Uescheide gem. S 6 Abs. 3 und S 7 Abs. 3 sind zu 

widerrufen oder abzuändern. wenn die Voraussetzungen nicht 

mehr vorliegen. Uber Berufungen gegen Bescheide der Arbeits­

inspektion entscheidet der Bundesminister für Arbeit und 

Soziales. Berufungen gegen Bescheide gem. S 4 Abs. 2 Z 9. 

Abs. 4 und 5. S 5 Abs. 4 und S 9 Abs. 3 kommt keine auf­

schiebende Wirkung zu." 

~. Der bisherige S 3~ Abs. 3 entfällt. 

S 35 Abs. 4 erhält die Bezeichnung Abs. 3. 

3~. S 36 letzter Satz lautet: 

~. 

"Für Betriebe. die der bergbehördlichen Aufsicht unter­

stehen. ist zuständige Behörde die Berghauptmannschaft, für 

Betriebe, die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeits­

inspektion unterliegen, die gemäß S 20 des Verkehrsarbeits­

Inspektionsgesetzes zuständige Behörde, für Privathaushalte 

die Bezirksverwaltungsbehörde." 

S 37 Abs. 1 lautet: 

"(1) Dienstgeber oder deren Bevollmächtigte. die dem S 3 

Abs. 1. 3 und 6. S 4 Abs. 1 bis 3, 5 und 6. S 5 Abs. 1 

bis 3. SS 6 bis B. S 9 Abs. 1 und 2, S 17. S 31 Abs. ~. S 32 

oder einem Bescheid nach S 4 Abs. 2 Z 9 und Abs. 5, S 5 

Abs. 4. S 9 Abs. 3 und 4 zuwiderhandeln. sind. wenn die Tat 

nicht nach anderen Vorschriften mit strengerpr strafe be­

droht ist. von der Bezirksverwaltungsbehörde (ßerghauptmann­

schaft) mit einer GeldRtrafe von S 1.000.-- bis S 25.000.--. 

im Wiederholungsfalle von S 3.000,-- bis S 50.000,-- zu 

bestrafen." 

r-€-"oV~ ~~,,( 

f'!?~ 
(3) Uber Berurungen gegen Bescheide der Arbeltslnspektorate gemälJ 

t 4 Abs 4 und 5, t 6 Abs 3, t 7 Abs 3 und t 31 Abs 1 entscheidet der 
Bundesminister rur Arbeit und Soziales. 

j 36 
. Für Betriebe, die der bergbehördUehen Aufsicht 

unterstehen, Ist zuständige Behörde die Berghauptmannschaft, rur Be­
triebe, die dem Verkehrs-Arbeltslnspektlonsgesetz, BGBI Nr 99/1952 
\ - <: .. ' ;. ,,.. ":unterUegen, der Bundesminister rür öf1'entU­
ehe Wirtschaft und Verkehr, rdr PrIvathaushalte die Bezlrksverwal-
tungsbehörde. 

Strafbestimmungen 

§ 37. (1) DIenstgeber und deren BevoUmliehtJgte, die diesem Bun­
desgesetz oder den aur Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verord­
nungen zuwiderhandeln, sind, wenn die Tat nicht nach anderen Vor· 
schriften mit strengerer Strafe bedroht Ist, von der Bezirksverwaltungs­
behörde (ßerpauptmannscbaft) mit Geldstrafe bis S 15.000,-, Im ~le­
derholunRsI'aUe bis S 30.000.-. zu bestrafen. 

• 
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In S 39 Ahs. 1 'I. 1 111.. c i,.l d"r Aus<!t-lIck "Verkehrsarhcils­

inspektion" durch den Ausdruck "Verkehrs-Arbeitsinspektion" 

zu ersetzen. 

Artikel 11 

Das Eltern-Karenzurlaubsgesetz. BGBI. Nr. 651/1989. zuletzt 

geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 277/1991. wird wie 

folgt geändert: 

1. S 6 Abs. 1 Satz 2. 3 und 4 lautet: 

"Der Kündigungs- und Entlassungsschutz beginnt mit der Be­

kanntgabe eines Karenzurlaubes (SS 4. 5 Abs. 4. 9). jedoch 

nicht vor Geburt des Kindes. Der Ktindigungs- und Entlassungs­

schutz endet 

1. 20 Wochen 

al nach dem Ende eines Karenzurlaubes oder 

bl nach Ablauf des letzten K~renzurlaubes. wenn der 

Karenzurlaub während des ersten Lebensjahres des Kindes 

geteil t wird. spätestens jedoch 20 Wochen nach Ablauf 

des er~ten Lebensjahres des Kindes oder 

2. vier Wochen nach dem Ende einer Teilzeitbeschäftigung 

wegen Geburt eines Kindes oder 

3. für Karenzurlaube und Teilzeitbeschäftigungen. die infolge 

der Verhinderung einer in Karenzurlaub oder einer in Teil­

zeitbcsch~ftigung befindlichen Mutler in Anspruch genommen 

werden entsprechend den Fristen der Z li.t. a und 2." 

...... ~1<'~. ~,> O~~A 

g?Jq C 1) l~ 
c) soweit es slcb um Arbeitnehmer 10 Betrieben bandelt, die 10 den 

Wirkungsberelcb der Verkebrsarbeitsiospektlon faDen, der Bun. 
desmlnister lilr öffentllcbe Wirtscbaft und Verkehr Im Elnverneh. 
men mit dem Bundesminister rdr Arbeit und Soziales; 

§ 6. (1) Der mllonllcbe Arbeltnebmer, der einen Karenzurlaub In 
Anspruch nimmt, darf weder gektlndlgt noch ent1assen werden, sofern 
Abs 4 nicht anderes bestimmt. Der KtlndiauolS- und Entlassungsschutz 
beginnt mit der Bekannteabe eines Kareozurlaubes (11 4, 5 Abs J, 9), 
jedoch nlcbt vor Geburt des Klodes. Der Ktlndlgungs. und Entlassungs· 
schutz endet vier Wocben 

I. nach dem Ende eines Karenzurlaubes, 
2. nach dem Ende einer Tellzeltbeschäftlgung wegen Geburt eines 

Kindes, 
J. nach Ablaur des letzten Karenzurlaubes, wenn der Karenzurlaub 

während des ersten Lebensjahres des Klodes geteUt wird, späte­
stens jedoch vier Wochen nach Ablauf des ersten Lebensjahres des 
Kindes, 

4. nach dem Ende des Karenzurlaubes oder einer vereinbarten Tell· 
zeltbeschänlgung, der oder die Inrolge der Verhinderung einer In 
Karenzurlaub oder einer Teilzeitbeschäftigung belindlichen Mut· 
ter in Anspruch genommen wird. 

w, _____ •• _' __ ~L __ 
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. 2. S 6 Abs. 4 lautet: 

"(41 Die SS 10 Abs. 3 bis 7. 12 Abs. 1. 2 und 4 und S 13 
MSchG. sowie für Heimarbeiter S 31 Abs. 3 MSchG sind anzu­

wenden." 

3. S 8 Abs. 1 lautet: 

~(g 

"C1I Der männliche Arbeitnehmer kann im zweiten Lebensjahr 

des Kindes die Herabsetzung der Arbeitszeit um mindestens 

zwei Fünftel der gesetzlichen, in einem Kollektivvertrag 

festgelegten oder vereinbarten Normalarbeitszeit unter den 

Voraussetzungen der Abs. 5 bis 7 in Anspruch nehmen. wenn im 

zweiten Lebensjahr des Kindes kein Karenzurlaub in Anspruch 

genommen wird und 

1. ein Karenzurlaub nach diesem Bundesgesetz. dem MSchG 

oder gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften 

bis zum Ablauf des ersten Lebensjahres des Kindes in 

Anspruch genommen wird oder 

2. die Mutt~r wegen selbständiger Erwerbstätigkeit im 

ersten Lebensjahr des Kindes keinen Anspruch auf 

Karenzurlaub gehabt hat. jedoch infolge Erwerbstätig­

keit im zweiten Lebensjahr des Kindes an seiher Be­

treuung verhindert ist." 

4. S 8 Abs. 3 bis 5 erhalten die Bezeichnung Abs. 2 bis 4. 

5. S 8 Ahs. 5 bis 7 lautet: 

"(51 Der Arbeitnehmer hat s~inem Arbeitgeber die Absicht. 

Teilzeitbeschäftigung in Anspruch zu nehmen. deren gewünschte 

Dauer und Lage sowie das gewünschte Ausmaß 

~~~.A 
JC _ _ _ __ 

(4) Die §§ 10 Abs. 3 bis 7, 12 Abi I und 13 MSchG, sowie tür 
Heimarbeiter 1 31 Abi. 3 MSchG sind anzuwenden. 

§8 
(2) Der ';IlnnUche Arbeitnehmer kann Im zweiten Lebensjahr des 

Kindes die Herabsetzung der Arbeitszeit um mindestens zwei Fünftel der 
gesetzlichen oder In einem KoUekUvvertrag restgesdzten wöchentlichen 
NormalarbeitszeIt unter den Voraussetzungen der Abs I, 6 und 7 in 
Anspruch nehmen, wenn Im zweiten Lebensjahr des Kindes kein Ka. 
renzurlaub In Anspruch genommen wird und 

1. ein Karenzurlaub nach diesem Bundesgesetz, dem MSchG oder 
gleichartigen österrelchlschen Rec:htsvorsc:hriften bis zum Ablaur 
des ersten Lebensjahres des Kindes In Anspruch genommen wird 
oder 

2. die Mutter wegen selbstlindlgn ErwerbstJitigkelt im ersten Lebens. 
Jahr des KJndes keinen Anspruch auf Karenzurlaub gehabt hat, 
Jedoch Inrolge ErwerbstJitigkelt Im zweiten Lebensjahr des Kindes 
an seiner Betreuung verhindert Ist. 

(6) Der Arbeitnehmer hat seinem Arbeltpber die Absicht, TeIlzeitbe. 
sc:häftigung in Anspruch zu nehmen und deren Dauer, Ausmaß und Lage 

I. spätestens vier Wochen nach der Geburt, 
2. bei Annahme an Kindes Statt oder Übernahme In unentgeltliche 
. Pflege (12 Abs 2) unverzüglich 

bekanntzugeben und dem Arbeitgeber nachzuweisen, daß die Mutter 
keinen Karenzurlaub In Anspruch nimmt. 

... 
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1. spätestens vier Wochen nach der Gt'hurt. 

2. bei Annahme an Kindes statt oder Ubernahme in unentgelt­

liche Pflege IS 2 Abs. 21 unverzüglich 

bekanntzugeben und dem Arbeitgeber nachzuweisen. daß die 

Mutter keinen Karenzurlaub in Anspruch nimmt. 

(61 Dauer, I.age und Ausmaß der Teilzeitbeschäftigung ist 

zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer unter Rück­

sichtnahme auf die Kindesbetreuungsmöglichkeiten und die 

Erfordernisse des B~riebes zu vereinbaren. 

(7) Kommt eine Einigung zwischen dem Arbeitgeber und dem 

Arbeitnehmer nicht zustande. so sind in Betrieben. in denen 

ein für den Arbeitnehmer zuständiger Betriebsrat errichtet 

ist. die Verhandlungen unter Beiziehung des Betriebsrates 

fortzusetzen. Xommt auch dann zwischen dem Arbeitgeber und 

dem Arbeitnehmer keine Einigung zustande. oder besteht in dem 

Betrieb kein für den Arbeitnehmer zuständiger B~tri~bsrat. so 

kann der Arbeitnehmer die Teilzeitbeschäftigung zu den von 

ihm vorgeschlagenen Bedingungen antreten. es sei delln. der 

Arbeitgeber hat bis spätestens vier Monate nach de~ Geburt 

des Kindes wegen Lage. Dauer oder Ausmaß der Teilzeitbeschäf­

tigung die Klage beim Gericht eingebracht." 

6. S 8 Abs. 10 lautet: 

"(10) Der Kündigungs- und Entlassungsschutz beginnt mit der 

Erklärung. Teilzeitbeschäftigung in Anspruch nehmen.zu 

wollen. jedoch nicht vor Geburt des Kindes und endet vier 

Wochen nach Beendigung der Teilzeitbeschäftigung. S 6 Abs. 3 

dieses Bundesge~ctzes und die SS 10 Abs. 3 bis 7. 12 Abs. 1. 

2 und 4 und ~ 13 MSchG. sowie für Heimarbeit~r S 31 Abs. 3 

MSchG sind anzuwenden. Die Bestimmungen über den Kündigungs-

.. . 

~o&-, ~ 

f ~ 
Lehnt der Arbeitgeber die begehrte TelJultbescbJU\lgung Innerhalb 

von zwei Wochen nach der Meldung ab, 50 bat der Arbeitnehmer, auch 
wenn seine Klage nach Abs 7 abgewiesen wird, bis zum Ende der 
SchutzfrLst der Mutter (gemäß t 5 Abi 1 MScbG oder lIelc:bartlgcn 
österreichlsc:hen Rec:htsvorsc:briften), Im FaU der Z 1 binnen weiteren 
zwei Wochen bekanntzugeben, ob er ansteDe der Teilzeitbeschäftigung 
einen Karenzurlaub während des zweiten Lebensjahres des KIndes In 
Anspruch nehmen will. 

(7) Kommt keine Einigung zustande, 50 kann der Arbeitnehmer den 
Arbeitgeber aur Einwilligung In eine Teilzeitbeschäftigung einschließlich 
deren Beginn, Dauer, Lage und Ausmaß klagen. Das Gericht hat die 
Klage insoweit abzuweisen, als der Arbeitgeber aus sachlichen Gründen 
die Einwilligung in die begehrte Teilzeitbeschäftigung verweigert hat. In 
solchen Rec:htsstreltlgkelten steht keiner Partei ein Kostenersatzan­
spruch an die andere zu, ist gegen ein Urteil des Gerichtes erster Instanz 
eine Berufung nicht zulässig und sind - unabhängig vom Wert des 
Streitgegenstandes - Beschlü.~ des Gerichtes erster Instanz nur aus den 
Gründen des § sn ZPO sowie wegen NIchtzulassung einer Klagsände­
rung anfechtbar. 

(10)~DeTKündlgungs- und Entlassungsschutz beginnt mit der Erklä­
rung. Teilzeitbeschäftigung In Anspruch nehmen zu wollen, jedoch nicht 
vor Geburt" des Kindes und endet vier Wochen nach Beendigung der 
Teilzeitbeschäftigung. t 6 Abi 3 dieses Bundesgesetzes und die t§ 10 

Abs 3 bis 7, 12 Abs 1 und 13 MSchG, sowie rdr Heimarbeiter § 31 Abs 3 
MSchG sind anzuwenden. Die Bestimmungen über den Kündigungs-

" und Entlassungsschutz gelten auch während eines Rechtsstreites nueh 
Abs 7, wenn der Arbeitnehmer die Klage bei Gericht binnen vier 
MOllaten nach der Geburt des Kindes eingebracht hat .. 
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und EnLlassungsschutz gelten auch w~hrend e1nes HechLs­

streites nach Abs. 7." 

7.5 9 entf~llt. 

8. Der Einleitungssatz zu 5 10 Abs. 7 lautet: 

-- :20 

"(7) S 8 Abs. 6. 7 und 10 letzter Satz ist auf Bundesbeamte. 

Landeslehrer. Landeslehrer (51 LOG 1984) und land- und 

forstwirtschaftliehe Landeslehrer (5 1 LLDG 1985) nicht 

anzuwenden." 

9. 5 10 Abs. 7 Z 4 lautet: 

"4. Im 5 8 Abs. 10 sind die Verweisungen auf die 5S 10 Abs. 3 

bis 7. 12 Abs. 1. 2 und 4 und S 13 MSchG mit den Änderun­

gen anzuwenden. die sich aus den SS 20 bis 22 M5chG 

ergeben." 

10. S 10 Abs. 9 Z 2 lautet: 

"2. im S 8 Abs. 10 die Verweisung auf die SS 10 Abs. 3 

bis 7. 12 Abs. 1. 2 und 4 und S 13 MSchG mit den 

Änderungen anzuwenden sind. die sich aus den SS 20 

bis 22 MSchG ergeben." 

f,10 

r~ ~ 

Spätere Geltendmachung des Karenzurluubes 

§ 9. (1) Hat der Arbeitgeber der Mutter, Adoptiv. oder pnegemutter 
eine Teilzeitbeschänlgung abgelehnt und nimmt die Mutter keinen Ka· 
renzurlaub lUr das zweite Lebensjahr des Kindes in Anspruch, kann der 
Arbeitnehmer längstens bis zum Ablauf des zweiten Lebensjahres des 
KIndes Karenzurlaub In Anspruch nehmen. 

(2) Der Arbeitnehmer hat Beginn und Dauer des Karenzurlaubes 
unverzüglich Dacb Ablehnung der Teilzeltbeschliftlgung durch den Ar· 
beltgeber der Mutter bekanntzugeben und die anspruchsbegründenden 
Umstände nachzuweisen. 

(7) § 8 Abs I, 7 und 10 letzter Sau Ist auf Bundesbeamte, Landeslehrer 
(§ I LDG 1984) und land- und forstwirlschaftliche Landeslehrer (§ 1 
LLDG 1985) nicht anzuwendf'"- r • ... _.- .. 

4. Im § 8 Abs 10 sind Verweisungen auf die §§ 10 Abs 3 bis 7,11 Abs t 
und 13 MSchG mit den Änderungen anzuwenden, die sich aus den 
§§ 20 bis 22 MSchG ergeben. 

- 2. I.m §-II Abs 10 die Verweisungen auf die §§ 10 Abs 3 bis 7, 11 Abs 1 
und-.JJ MSchG mit den Änderungen anzuwenden sind, die sich aus 
den §§ 20 bis 22 MScbG ergeben. 

.. .. 
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Artikel I J I 

Das Bundesgesetz vom 11. Dezember 1969. BGBI. Nr. 16/1970. iiber 

den Dienstvertrag der Hausbesorger IHdusbesorgergesetz) in der 

Fassung des Bundesgesetzes ßGBJ. Nr. 55/1985 wird ge~ndert wie 

folgt: 

1. S 14b Abs. 1 lautet: 

"(I) Für die Dauer der Beschäft1gungsverbote gern. S 3 Abs. 1 

und 3 und des S 5 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes. BGBI. 

Nr. 221/1979, und eines Karenzurlaubes gern. den SS 15, ISa 

und 15b MSchG und den SS 2 und 5 des Eltern-Karenzurlaubsge­

setzeR (EKUG), BGBI. Nr. 651/1989. entfällt der Entgeltan­

spruch nach SS 7 und 12 und der Anspruch auf Materialkosten­

ersatz gemäß S 8." 

2. ~ 17 Abs. 3 lautet: 

"(31 Für die Dauer der Heschäftigungsverbote gern. SS 3-bis 5 

MSchG und des Karenzurlaubes ISS 15. ISa und 15b MSchG und 

SS 2 und 5 EKUG). der Freistellung nach S 117 ArbVG und der 

erweiterten Bildungsfreistellung nach S 119 ArbVG hat der 

Hauseigentümer auf seine Kosten für eine Vertretung zu 

sorgen. Der Anspruch des Hausbesorgers auf Beibehaltung der 

Diens~wohnung bleibt unberührt. Vereinbarungen mit dem Haus­

besorger für Zeiten des Karenzurlaubes. der Freistellung nach 

S 117 ArbVG und der erweiterten Bildungsfreistellung nach 

S 119 ArbVG über Tätigkeiten. die mit der Dienstwohnung in 

unmittelbarem Zusammenhang stehen. sind zulässig." 

-1-1-

· .-

~ofA O{wcA 

§ 14 b.t (I) Für die Dauer eines Karenzurlaubes nach 
§ IS des Mutterschutzgesetzes 1979, BGBI. Nr. 221,1) entfällt 
der Entgeltanspruch nach §§ 7 und 12 und der Anspruch auf 
Materialkostenersatz gemäß § 8. 

fl7! 
(3)* Für die Dauer des Karenzurlaubes (§ IS MSchG),6) 

der Freistellung nach § 117 ArbVG und der erweiterten Bi!­
dungsfreisteIlung nach § 119 ArbVG hat der Hauseigentümer 
auf seine Kosten für eine Vertretung zu sorgen. Der Anspruch 
des Hausbesorgers auf Beibehaltung der Dienstwohnung bleibt 
unberührt, Vereinbarungen mit dem Hausbesorger über Tätig­
keiten, die mit der Dienstwohnung In unmittelbarem Zusammen­
hang stehen, sind zulässig. 
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Artikel IV 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, BGBI. Nr. 189/1955, 

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGB1. Nr. 676/1991 wird 

geändert wie folgl: 

.. 
~ 5 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

"Eine Beschäftigung, die in den in Betracht kommenden Zeitab­

schnitten ein die obigen Ansätze nicht übersteigendes Entgelt 

ergibt, weil infolge A;beitsmangels im Betrieb die sonst übliche 

Zahl von Arbeitsstunden nicht erreicht wird (Kurzarbeitl, gilt 

nicht als geringfügig; ferner gilt eine Beschäftigung als Haus­

besorger im Sinne des Hausbesorgergesetzes, BGBI. Nr. 16/1970, 

nicht als geringfügig, außer für die Dauer der Beschäftigungs­

verbote gemäß SS 3 und 5 des Hutterschutzgesetzes, BGBI. Nr. 

221/1979, und eines Karenzurlaubes gemäß den SS 15, ISa und 15b 

des Hutterschutzgesetzes und den SS 2 und 5 Eltern-Karenz­

urlaubsgesetzes (EKUG), BGBI. Nr. 651/1989, bei Anspruch auf 

Wochengeld bzw. auf Karenzurlaubsgeld gemäß den SS 26 und 26a 

des Arbeitslosenversicherungsgeaetzes 1977, DGCI, Nr. 609," 

Artikel V 

Inkrafttreten 

Dieses Bundesgesetz tritt am ......... , ...... _ .... in Kraft. 

r-M ~Jvl 

f:;- (2) 1. ~akb 
Eine Beschäftigung. die In den In Betracht kommenden Zeitab­
schnitten ein die obigen Ansätze nicht übersteigendes Entgelt ergibt. 
~el~n!()Jge Arbeitsmangels im Betrieb die sonst übliche Zahl von 
Arbeltsstunden nicht ... rrel-~ht wird (Kurzarbeit>. gilt nicht als gering­
fügig; foerner gilt eine Beschäftigung als Hausbesorger im Sinne des 
lIausbesorgergesetzes. BGBI. Nr. 16/1970. nicht als geringfügig. 
außer für die Dauer des Karenzurlaubes gemäß§ 15 des Mutterschutz­
gesetzes 1979. BGB!. Nr. 221. bel Anspruch auf Karenzurlaubsgclcl 
gemäß § 26 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977. BGB!. 
Nr.609 .... __ .1 __ '.-"_* __ , •• , ..... ". ..... ," .... • s .... .,.. ....... ....... "' .... 4:_- 1 - ?_: .. 

..- - .... 
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